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Deutfhbland. 
0. K. C. Reichstags⸗Verhandlungen. 
Berlin, 18. März. 
14. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find überfüllt; in der Mittelloge 
Prinz Carl von Preußen, Prinz Auguſt von Würtemberg, Prinz Nikolaus 
von Naſſau. An den Tiſchen der undescommiſſarien die Miniſter Graf 
Bis marc, v. Roon, Geh. Rath v. Savigny, Wirkl. Legationsrath König und 
zahlreiche Vertreter der verbündeten Staaten. 

Präſident Simſon erledigt einige Urlaubsgeſuche und fährt dann fort: 
Der norddeutſche Reichstag wird das Bedürfniß haben, am 22. März, dem 
Geburtstage Sr. Mai. des Königs, feine ehrfurchtsvollen Glüdwünſche zur 
Wiederkehr dieſes Tages darzubringen. Das Haus wird vielleicht geneigt 
95 feine drei Präsidenten dazu zu ermächtigen und, da kein Widerspruch er» 
olgt, zur Einleitung der dazu nöthigen Schritte. — Vom Curatorium des 
„Staatsanzeigers“ ſind 15 Exemplare einer Ueberſicht der preußiſchen Ver⸗ 
waltungs- und Juſtizbehörden eingegangen, aus Neuß 100 Exemplare eines 
Gedichtes: „Zuruf an den norddeutſchen Reichstag“. - 

Das Haus tritt in die Tagesordnung ein: Vorberathung über die 
Abſchnitte I. und II. des Verfaſſungs⸗Entwurfs. (Bundesgebiet, 
Bundesgeſetzgebung.) — Bevor die zu beiden Abſchnitten eingebrachten 
Amendements derleſen werden, bringt der Präſident die geſchäſtliche Behand: 
lung des vom Abg. Groote eingebrachten Antrages auf Niederſetzung 
einer Commifſion, um einen neuen Verfaſſungs⸗Entwurf aus: 
zuarbeiten (ſiehe unten) zur Erledigung, da dieſer Antrag, falls er ange⸗ 
nommen würde, die eben beginnende Vorberathung über die einzelnen Ab⸗ 
ant des Entwurfs ſofort ſuspendiren würde. Der Antrag wird faſt ein⸗ 
immig abgelehnt, dafür nur der Herr Antragſteller, der ſich vorbehält, die 
einzelnen Bestimmungen feines neuen Verfaſſungs⸗Entwurfs als Amendements 
zu dem in Berathung befindlichen vorzubringen. — Es werden darauf die 
bon den Abgg. v. Carlowitz, Schrader, Kitz und Zacharis eingebrach⸗ 
ten Abänderungs⸗Anträge verleſen, deren Wortlaut an der betreffenden Stelle 
dieſes Berichtes eingefügt werden wird. 

Zur Discuſſion ſteht Abſchnitt I. des Verfaſſungs⸗Entwurfs: Bundes⸗ 
gebiet. Art. 1. Das Bundesgebiet beſteht aus den Staaten Preußen 
mit genen burg, Sachſen, Medlenburg Schwerin, Sachſen Weimar, Medien: 
burg⸗Streliz, Oldenburg, Braunſchweig, Sachſen⸗Meiningen, Sachſen⸗Alten⸗ 
burg, Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, Anhalt, Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Schwarzburg⸗ 
„Reuß j. L., Schaumburg⸗Lippe, Lippe, 
Läbeck, Bremen, Hamburg und aus den nördlich vom Main belegenen Theilen 
des Großberzogthums Heſſen. — Die allgemeine und die Special⸗Discuſſion 
über dieſen Artikel findet gleichzeitig ſtatt. 

Die Zahl der Redner, die ſich zum Worte melden, ift außerordentlich groß. 

Abg. d. Bockum⸗Dolffs (für die Vorlage): Ich bin für den Art. 1, 
möchte aber bitten, bei der Abſtimmung über denſelben eine Theilung der 
Frage vorzunehmen und von den Worten: „Das Bundesgebiet beſteht aus 
den Staaten Preußen mit Lauenburg“ die Worte „mit Lauenburg“ 
wegzulaſſen, da Lauenburg in äonlicher Weiſe zu Preußen gelangt iſt, wie 
Schleswig⸗Holſtein, und der Herr Miniſterpräſident ſeloſt ſchon erklärt hat, 
daß nur noch ganz unerhebliche Bedenken dagegen vorhanden wären, daß die 
preußiſche Verfaſſung auch in Lauenburg eingeführt werde. Im Worte 
„Preußen“ iſt alſo Lauenburg ſchon mit inbegriffen. 0 

- Rantak (gegen die Vorlage): Weng ich hier in Ihrer Mitte auf 
die Tribüne des Reichstages des norddeutſchen Bundes trete, ſo bin ich mir 
der Größe und Wichtigkeit des Moments für Sie und das deutſche Volk wohl 


bewußt. Wie auch Ihre Anſichten verſchieden fein mogen über die Mittel 
und Wege 


hrem Ziele: über eins find Sie mit der Staatsregierung einig, 
Yon ger! den Anfang bilden ſoll zur Einigung von ganz 
ch erkläre, daß wir dieſe Ihre Beſtrebungen verſtehen, billigen 
und anerkennen, und daß wir offen und ehrlich wünſchen, daß dieſelben mit 
. werden, und zwar von dem ganzen Erſolg, ſo daß der nord⸗ 
deutſche Bund nur eine Stufe zur Einigung von ganz Deutſchland bildet. 
Wie könnten wir denn auch anders? Ein einiges Deutſchland wird uns 
Kr oe ein ganz anderes Verhältniß einnehmen, als der Staat Preußen. 


dab. dieser De 
ieſer 
Deulſchland. 


un der große deutſche Staat wird dazu beitragen, das Verhältniß der drei 
zmächte, welche den heiligen Bund gebildet, anders zu geſtalten, und dies 
wird auch auf unſer Verbältuiß von Einfluß fein. — Den Standpunkt, wel: 
en wiy zu der vorliegenden Frage einnehmen, baben wir ſchon durch das 
don uns zur letzten Adreſſe des preußiſchen Abgeordnetenhauſes geſtellte 
dement dargelegt, wo wir ausſprachen, daß das von Preußen als für 
Deutſchlaud maßgebend aufgeſtellte Nationalitätsprincip auch uns zu der Hoff⸗ 
"ung berechtige, daß die Rechte der polniſchen Mitglieder des preußiſchen 
Staates anerkannt werden. — Es iſt wohl natürlich, daß wir dieſen Vorgang 
freudig begrüßen, wir, bei denen das Princip der Nationalität ſeit 100 Jah⸗ 
ren auf das Empfindlichſte verletzt worden iſt und bei denen es gerade da⸗ 
dur tiefer und tiefer n 5 im Herzen geſchlagen hat, wir, die wir 
ſtets dafür eingetreten und kein Opf Leib und Seele zu hoch für dies 
Princip gehalten haben. 

Um ſo mehr thut es mir leid, daß ich Veranlaſſung zum erſten Mißton in 
dieſer Berathung gebe: ich muß es aber, weil Sie im Begriff ſtehen, das 
gerechte Werk der nationalen Einigung zu beginnen mit einem Unrecht gegen 

e andere gleich berechtigte Nationalität, Wir Polen gehören allerdings 
thatſächlich dem preußiſchen Staate an, wir tragen ſeine Laſten und genießen 
die damit verbundenen Rechte; aber wir find keine Deutsche, kein Theil des 
deutſchen Volles, haben alſo auch nichts gemeinſam mit einem Bunde, der 
geſchaffen werden ſoll zum Schutze deulſcher Intereſſen. Nicht blos Sie, ſon⸗ 
dern duch wir haben eine nationale Vergangenheit, eine tausendjährige Ger 
ſchichte, nationale Sitten und Gebräuche, nationales Recht und, ſo Gott will, 
auch nationale Zukunft, Sie haben wohl Berſtändniß für deuiſche Intereſſen 
und deutſche Bedürfniſſe, nicht aber für unfere Bündniſſe und unſere Rechle. 
Mit welchem Rechte wollen Sie nun in dem Augenblicke, wo Sie die Neu⸗ 
bildung. eines Staates auf dem Princip der Selbſtbeſtimmung der Nation 
. wollen, dies Princip gegen uns verläugnen und uns wider unſeren 

illen einem fremden Staaisweſen einverleiben? Die Bevölkerung hat ihren 
eutgegengeſetzten Willen immer zweifellos ausgeſprochen, wo fie Veranlaſſung 
und Gelegendeit dazu hatte: in Frankfurt, Erfurt ꝛe. Namhafte Geſchichts⸗ 
5 baben die Teilung Polens ein politisches Verbrechen genannt; bis 


er an 


etzt hat die Schuld der Theilung nur auf dem Llbſolutismus geruht; das 

erz des Volkes folgte mit Sympathien dem Streben der unterdrückten Na⸗ 
tion nach Einigung; wälzen Sie, m. H., durch Ihren Beſchluß die Schuld 
von den Schultern des Abſolutismus nicht auf die des Volles, deſſen Ver⸗ 
treter Sie ſind! Et Y 

(Redner beleuchtet ſodann die völkerrechtliche Seite der polniſchen Frage 
und giebt verſchledene Citate aus den Wiener Verträgen, woraus er zu ber 
weiſen ſucht, daß die Polen das Recht haben, eine nationale n Ae entation 
und nationale Inſtitute zu verlangen; beruft ſich ferner auf den Aufruf de 
Königs Friedrich Wilhelm III., der ausdrücklich die Selbſtſtändigkeit des 
„Großberzogthums Poſen“ anerkannt habe, ſowie auf das Rechtsgutachten 
des preußſſchen Kronſyndicats in Betreff der Sergogthümer Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein, worin ausgeführt wird, daß mit der Einverleibung durchaus nicht alle 
bisber beſtehenden eigenthumlichen Inſtitute in Wegfall zu kommen brauchen. 
pas ‚ahnt fort): Ich erkläre deshalb im Namen meiner polniſchen 

andsleute: 

„In Erwägung, daß nach dem dem Reichstage vorgelegten Verfaſſungs⸗ 
entwurf die norddeutſchen Staaten „einen ewigen Bund zum Schutze des 
Bundesgebiets und des rg deſſelben giltigen Rechts Knie zur Pflege 
der Wohlfahrt des deutſchen Volks“ ſchließen, hierdurch alfo aus freiem Ans 
triebe einen deutſchen Bundesſtaat auf nationaler Grundlage begründen, in 
Erwägung, daß durch dieſen Verfaſſungs⸗Entwurf die der Krone Preußen 
unterworfenen, ebemals polniſchen Landestheile, welche niemals weder zum 
deutſchen Reiche noch auch zum früheren deutſchen Bunde 1 haben, dem 

es in dem Weſen 


* 


aufnehmen wollte, niemals als zu Recht beſtehend werden könnte: 
in Erwägung, daß den ehemals polniſchen Landestheilen Preußens 
durch internalionale Verträge nationale Repräſentation und Snititus 
tionen, wie auch Einrichtungen zur Erhaltung ihrer Nationatität zuge⸗ 
ſichert worden, und überdies anerkanntermaßen alle ehemaligen polniſchen Lan⸗ 
destheile in den Grenzen von 1772, trotz der Theilung unter drei Souverä⸗ 
nen, unter einander ein einheitliches national⸗territoriales Ganze bilden und 
deshalb die polniſchen Gebiete Preußens in einen anderen nationalen deutſchen 
Bund wider ihren Willen nicht aufgenommen werden können; (ef. Wiener 
Schlußacke vom 9. Juni 1815, Art. 1, 2 und 14; Vertrag zwiſchen Preußen 
und Rußland vom 3. Mai 1815, Art. 1, 3, 22—28); in Erwägung, daß 
internationgle Verträge weder von einem der Contrahenten noch durch den 
Beſchluß einer Volksdertretung einſeitig aufgehoben werden können, wie dieſes 
auch ſeitens der Mitcontrahenten bereits bei früheren Verſuchen einer Gebiets: 
erweiterung des deutſchen Bundes durch Einlegen von Proteſten anerkannt 
worden ist (cf. Circulardepeſche des Staatskanzlers Graf Neſſelrode dom 
6. Juli 1848; Memorandum der franzöſiſchen Regierung vom 5. März 1851 
an ſämmtliche Mitunterzeichner der Wiener Verträge von 1815; eine gleich: 
zeltige Note von Lord Lonler an den Bundes präſidialgeſandten Graf Thun); 
erklären die Unterzeichneten im Anſchluß und in Uebereinſtimmung mil dem 
ſeitens ihrer Landsleute in der Sitzung des preußſſchen Abgeordnetenhauſes 
vom 11. September 1866 zu den Acten des Hauſes eingereichten Proteſte 
gegen den Entwurf eines Wahlgeſetzes für den norddeutſchen Bund: daß die 
durch den vorliegenden Verfaſſungsentwurf in Ausſicht genommene Incorpo⸗ 
ration der ehemals polniſchen Landestheile Preußens in den norddeutſchen 
Bund eine Verletzung der politiſchen und nationalen Rechte der Polen intol- 
vire, welche ihnen ſowohl nach göttlichem und natürlichem Rechte zuftehen, 
als auch durch pofitive Staatsverträge garantirt find, und legen hiermit feier⸗ 
lichſt Proteſt ein gegen die Competenz des Reichstages, durch einſeitigen Be⸗ 
ſchluß internationale Verträge aber en und die ehemals polniſchen Landes⸗ 
theile Preußens in den norddeutſchen Bund einzuverleiben. 

Berlin, den 18. März 1867. 

Bilaski. Jackowski. Kantak. A. v. Graefe. Szoldrzynski. St. Motty. 
Donimirski. Dekowski. Wegner. Niegolewski. Chlapomsti. 
Emil Czarlinski.“ 

Dieſen Proteſt erlaube ich mir zu den Acten des 
(Redner reicht dem Präſidenten das Actenſtück. Der 
daſſelbe Anfangs zurück, mit der Bemerkung, 
in den ſtenographiſchen Bericht aufgenommen 

Abg. Kantak (zur Geſchäftsordnung): Ich muß trotzdem bitten, die Er⸗ 
klaͤrung zu den Acten zu nehmen, als ein Actenſtück, welches wir ausdrücklich 
abe 5er Pride ae zu 2 7 ein Recht 325 8 

5 ident nim ehr da iftſtück und 3 i 
des Hauses nichen) mt nunmehr chriftſtück und legt es auf den Tiſch 

Präſident der Bundes⸗Commiſſarien Graf Bismarck: M. H.] Wir 
Alle ſind gewählt, darüber iſt kein Zweifel, um den norddeutſchen Bund zu 
Stande zu bringen; auch die Abgeordneten der Peopinz Poſen find auf kei⸗ 
nem anderen Fundamente gewählt; auf dieſem Fundamente find die Bewoh⸗ 
ner zur Wahl aufgefordert und wie die Acten ergeben, haben ſie ſich daran 
mit einem ungewöhnlichen Eifer betheiligt. Wenn der Herr Abgeordnete, der 
ſoeben die Tribüne verlaſſen, dennoch einen Proteſt gegen das Zuſtandekom⸗ 
men dieſes Bundes gerichtet 1 2 glaube ich, hat er uns ſelbſt deutlich ge: 
nug zu erkennen gegeben, daß dieſer Proteſt ſich gegen die Einheit der preußi⸗ 
ſchen Monarchie richtet. Denn dagegen zu proteſtiren, daß der Staat, zu dem 
man gehört, berechtigt ſei, feine ſtaatlichen Zwecke auch im Vereine mit an 
deren Nachbarſtaaten zu verfolgen, mit denen er glaubt ſie beſſer erreichen 
zu können, kann in der That ſonſt Niemandem, der auch nur einige Logik ſich 
bewahrt hat, einfallen. N . 
Der Proteſt richtet ſich alſo gegen die Einheit der preußiſchen Monarchie; 
in dieſem Sinne hätte er, meines Erachtens, bei einer früheren Gelegenheit 
zwar nicht mit mehr Berechtigung, aber doch mit etwas mehr Logik — 
werden können, nämlich bei Gelegenheit der Berathung über die preußiſche 
Verfaſſung. — Auf das Sachliche dieſes Proteſtes näher einzugehen, wie wir 
denſelben ſchon bei manchen anderen Gelegenheiten faſt wörtlich wie hente 
gehört haben, habe ich gar keine Veranlaſſung; vielleicht werden manche der 
nachfolgenden Herren Redner es ſich angelegen ſein laſſen, auch ihrerſeits ihre 
früher dagegen gehaltenen Reden wörtlich zu wiederholen. Es iſt nicht meine 
Aufgabe, hier mich in eine Beleuchtung der Unrichtigkeit der darin darge⸗ 
ſtellten Verhältniſſe einzulaſſen, ſondern nur den principiellen allgemeinen 
Standpunkt der preußiſchen Regierung gegen dieſe Beſtrebungen herdor⸗ 
zuheben. Hauplſächlich aber kommt es mir darauf an, und wir ſind das 
unſeren Bundesgenoſſen ſchuldig, die Illuſion zu bekämpfen, als ob eine 
erhebliche Anzahl von Wählern der Abgeordneten polniſcher Nationalität mit 
dieſen Bestrebungen überhaupt einverſtanden wäre, als ob die Herren irgend 
ein Mandat hätten, namens ihrer Wähler dieſe Anſichten hier auszusprechen. 
Es ift bekannt, daß gerade die Bewohner des preußiſchen Antheils der ehe⸗ 
maligen Republ'k Polen mit Recht empfänglich und dankbar geweſen ſind für 
die Wohlthaten der Civilifation, die für ſie aus der Vereinigung mit der 
preußiſchen Monarchie erwachſen find. kann es mit Stol; jagen, daß 
erade dieſer Theil ſich eines Grades von Wohlſtand, von Geſittung und 

echtsſicherheit erfreut, wie er in Polen, ſo lange es überhaupt eine polniſche 

Geſchichte giebt, nicht erhört geweſen iſt. 

Sie haben dieſe ihre Anhänglichkeit und. Dankbarkeit bei jeder Gelegenheit 
mit großer Majorität bethätigt; namentlich bei der ungefähr alle 15 Jahre 
ſich wiederholenden, zur ee der von dem Hrn. Vorredner geſchil⸗ 
derten Gefühle in Scene geſetzten evolution, iſt es nicht gelungen, ſie zu be⸗ 
wegen, ſich irgendwie hierbei zu betheiligen. Der Bauer jener Landestheile 
hat ſtets mit großer Energie gegen jeden derartigen Verſuch die Waffen er⸗ 
griffen, in Reih und Glied dagegen angelampft, mit einer Energie, die die 
Regierung im Jahre 1848 im Intereſſe der Menſchlichkeit nöthigte, andere 
als polniſche Truppen zu verwenden. Dieſelbe Anhänglichkeit an die preußische 
Monarchie haben die Polen auf allen Schlachtfeldern bethätigt, noch in der 
letzten Zeit haben fie auf den däniſchen wie böhmischen Schlachtfeldern — ih 
berufe mich auf das Zeugniß des Herrn Beſeh 
— mit der ihrer Nation eigenthümlichen 
—.— nun etwa dieſelben Einwohner dur 

teinung an den Ta 
Herr Vorredner im 9 


auſes zu überreichen. 
räfident jedoch weiſt 
daß die Erklärung ja ohnedies 
würde.) 


Tapferkeit ihre Treue beſiegelt. 
€ die jüngfte Wahl eine andere 
gelegt, die die Vermuthung erwecken könnte, daß der 
Namen einer beträchtlichen Anzahl feiner Wahler ge⸗ 
pprocken hätte? Die Behauptung, daß dem jo ſei, nöthigt mich zurüczu⸗ 
kommen auf eine Aeußerung, die ich bei Gelegenheit der Wahlprüfung eines 
Abgeordneten aus jener Provinz vor 75 Tagen gemacht habe. Ich habe 
damals dem Herrn Abgeordneten in Ausſicht geſtellt, ihm einige amtliche Nach: 
richten über die dortigen Wahlumtriebe mitzutheilen; feine heutige Rede nöthigt 
mich, Wort zu balten, und ich lege auf den Tiſch des Hauses einen Bericht 
des Ober⸗Präſidenten der Provinz Poſen hierüber nieder, aus dem ich mit 
Erlaubniß des Herrn Praſidenten Einiges hervorhebe; Einiges, denn das 
Ganze würde viel zu umfangreich fein, obwohl ich nicht glaube, daß auch nur 
ein Zehntel deſſen, was in dieſer Beziehung, geſchehen, irgendwie zur Kenntniß 
der Behörden gekommen iſt. (Mepner verlieſt mehrere Fälle, in denen amt⸗ 
lich die Wablumtriebe von Perſonen, namentlich geistlichen Standes, in der 
Provinz Poſen conftatirt find. Die Agitation hat ſich namentlich dahin ge⸗ 
richtet, daß den Leuten dorgeſpiegell it, es bandle ſich bei dieſer Wahl um 
ihren Glauben und ihre Sprache; wenn ſie nicht den ihnen von den Geiſt⸗ 
lichen empfohlenen Abgeordneten wählten, fo dürften fie nicht mehr polniſch 
ſprechen, polniſch beten, polniſch weinen 2C-) 

Um auch über die Provinz Weſtpreußen etwas zu ſagen, ſo ſind un 
ſendere Berichte noch nicht eingegangen; aber aus den Druchftüden, die mir 
vorliegen, kann ich doch anführen, daß felbit in Orten, wo nur drei Leute 
wohnten, die polniſch ſprachen, dennoch polniſch gewählt worden ift; die Leute 
wurden durch die Ausſicht geängſtigt, daß es ſich um ihren katholischen Glau⸗ 
ben handle, fie müßten evangeliſch werden u. dergl. Die Geiſtlichen und 
durch dieſe die Frauen haben durch Erweckung dieſer Furcht ſehr viel zu dem 
Ausfalle der Wahlen beigetragen. Ich ſetze bei der Heiligkeit des geistlichen 
Standes voraus, daß ſie wirklich glaubten, was ſie ihren Beichtkindern ge⸗ 
ſagt haben; aber dann herrſcht unter ihnen ein Grad von Unwiſſenheit über 
weltliche Dinge, von dem die Regierung dringend wünſchen muß, daß dem⸗ 
felben ein Ende gemacht werde. Aus dem Ganzen aber ziehe ich den 9 
daß, wenn die polniſch redenden Abgeordneten noch irgend ein beſonderes 

Mandat von ihren Wählern erhalten haben, dies dasjenige iſt, die katho⸗ 


lshabers des 5. Armee⸗Corps ba 


liſche Kirche gegen alle Angriffe zu vertheidigen. Und ſollte dieſer Fall 
nöthig werden, nun, meine Herren, fo können Sie mir glauben, daß die Res 
gierung und ich ein ebenſo entſchiedener Bundesgenoſſe Ihnen ſein würde, 
wie etwa mein katholiſcher College v. Savigny. Für die Frage, ob die 
Katholiken in der Ueberzeugung, ihre Kirche enden u müjlen, oder die 
Polen in dem Wunſche, ihre nationalen Beſtrebungen bier vertreten zu ſehen, 
gewählt haben, iſt auch das Zahlenverhältniß von Wichtigkeit. Es giebt nach 
der vorletzten Zählung in Poſen und Weſtpreußen unter 2,700,000 Einwoh⸗ 
nern ungefähr 1,150,000 Polen und 1,400,000 Katholiken, Polen und 
Deutſche. Es geht daraus hervor, daß dort auch 300,000 Katholiken deut⸗ 
ſcher Zunge ſich befinden, die durch dieſe Umtriebe mit bewogen werden, für 
die polniſchen Candidaten zu ſtimmen. Sie find alſo, wie ich glaube nach⸗ 
gewieſen zu haben, nicht legitimirt, wenn ſie namens der beinahe 3 Millio⸗ 
nen Einwohner dieſer beiden Provinzen zu ſprechen beanſpruchen, hoͤchſtens 
— wenn Sie namens der Katholiken deutſcher und polniſcher Zunge 
prechen. 
er Herr Vorredner hat mich dadurch, daß er ſich ſelbſt darauf eingelaſſen 
hat, zu einem geſchichtlichen Rückblick aufgefordert. Wie entſtand denn die 
Provinz Weſtpreußen? Durch die Ordensherrſchaft in Preußen. Der Herzog 
Konrad von Maſovien, um ſich der Angriffe der heidniſchen Preußen zu er⸗ 
wehren, rief die deutſchen Ritter herbei und gab ihnen einen kleinen Landſtrich, 
das Dobriner Land, zugleich aber das Verſprechen, daß ſie Alles beſitzen 
ſollten, was fie der Wildniß abgewinnen würden. Auf dieſe Weiſe wurde 
das geſammte Land öſtlich der Weichſel ein rein deutſches Land, colonifirt 
und germaniſirt durch deutſche Anbauer. Durch die rechtlichſten Verträge 
mit den Herzogen von Pommerellen, durch die Ceſſion der Nachfolger des 
Landgrafen Waldemar gelangte auch das Land links der Weichſel, das frühere 
Pommerellen, das heutige Hinterpommern in den Beſitz des Ordens. Dieſem 
hat es die Krone Polen durch Krieg und Eroberung abgewonnen. Durch die 
Verbindung der — damaligen preußiſchen Fortſchrittspartei, möchte ich ſagen, 
der preußiſchen Städte mit dem Landesfeinde Polen wurde die Macht des 
Ordens immer mehr geſchwächt, und der Frieden von Thorn 1466 ſanctionirte 
die Perſonalunion der Provinz Weſtpreußen mit der Krone Polen. Polen be⸗ 
nutzte dieſen Beſitz, um zu coloniſiren, aber nicht zu coloniſiren, wie wir Deutſche 
es dun, ſondern durch Feuer, Schwert und Zwang. Gegen die Verträge wurden 
poltiſche Beamte dem Lande aufgedrängt, Städte und Dörfer verwüſtet, ihre 
Namen poloniſirt, ſelbſt die Bewohner gezwungen, ſich volniſche Namen beizulegen. 
So wurde 3. B. aus dem deuiſchen Namen Rautenberg der * 
Klinsky, ſo giebt es noch heute viele Träger ſolcher Namen, die während deut⸗ 
ſches Blut in ihren Adern fließt, die beftigften Gegner deutſcher Beſtrebungen 
ſind. Manche der Städter haben ihren Proteſt dagegen auf dem Schaffot zu 
büßen gehabt. Zahlreiche Bauergemeinden gingen ganz unter; die Kriege 
zwiſchen Polen und Schweden räumten auf, was übrig geblieben, Die ver⸗ 
laſſenen Dörfer wurden mit polniſchen Soldaten und Unteroffizieren neu be⸗ 
volkert. Wie Sie angeſichts dieſer Thatſachen, dieſer Gewalt, die damals 
von ihren Vorfahren ausgeübt iſt, wie Sie ſich dabei auf die Geſchichte beru⸗ 
je koanen, das verſtehe ich nicht. Auch hinſichtlich der Provinz Poſen ſteht 
es nicht anders. Poſen zählt 800,000 polniſch ſprechende und 700,000 deutſch 
ſprechende Einwohner. Auch dies Land haben wir unter ſchweren Opfern 
erobert, nachdem es im ſiebenjahrigen Kriege fortwährend den Ruſſen zum 
Zufluchtsorte gedient hatte. 1815 haben wir es zum zweiten Male erobert, 
und dieſe Eroberung iſt durch einen ſtaatsrechtlichen Vertrag beſiegelt worden. 
Wir beſitzen die Provinz Poſen eben ſo rechtmäßig wie Schleſten; und wenn 


Sie das Recht der Waffen nicht anerkennen, fo müſſen Sie Ihre Geschichte 


bb haben. Ich glaube, Sie haben fie geleſen, Sie derſchweigen 
ie aber. 
Die Anfänge von Polen waren klein; es war ungefähr das, was man 
heute Groß⸗Polen nennt. Durch Eroberung aber breiteten ſie ſich weiter aus 
und zwar zuerſt in der Richtung nach Rußland hin. Sie gewannen durch 
ihre Züge, die etwa um 1230 begannen, jene Gebiete, die das heutige Dit 
galizien ausmachen; ſie gewannen Volhynien, Podolien, ſie drangen bis über 
den Dniepr hinaus bis nach Kiew und Smolensk hin. Nachdem ſie auf dieſe 
Weiſe ſich Par genug fühlten, fielen fie vereint mit den Litthauern über 
den deutſchen Orden her, um deſſen Länder zu unterdrücken, und ſie er⸗ 
reichten nach und nach ihr Ziel. Der Vorredner hat die Theilung Polens 
ein Verbrechen genannt. M. H., es gab kein größeres Verbrechen, als die 
Theilung Rußlands im 14. Jahrhunderts; gerade Sie haben dies Verbrechen 
oft genug ausgeübt, als Sie die Gewalt in Händen hatten. Die Herſtellung 
Polens iſt amg aus dem einfachen Grunde, weil es dazu nicht Polen 
genug giebt. Es giebt viel weniger Polen, als man gewöhnlich glaubt, 
m. H. Mehr als 7% Millionen Polen eriftiren in der ganzen Welt nicht. 
Unter den 24 Millionen Einwohnern der Republik Polen mit den Grenzen 
von 1672 giebt es etwa 7 Millionen Polen, davon 1% zerſtreut unter Stäm⸗ 
men, die um Alles in der Welt nicht wieder unter polniſche Herrſchaft zurück⸗ 
wollten; 11—12 Millionen ſind Den großen Theil Rufen vom Stamme der 
Ruthenen und Weiß⸗Ruſſen; fie ſprechen ruſſiſch, fie beten ruſſiſch, fie weinen 
ruſſiſch, wenn fie unter ruſſiſcher Herrſchaft ſind. Die übrigen find Litthauer, 
Letten, Deutſche und eine erhebliche Anzahl Juden. 8 
Da haben Sie alſo das Verhältniß, bei dem es doch äußerſt ungerecht 
wäre, wenn Sie 10 Procent unter ihnen eine gefürchtete und verhaßte Herr⸗ 
ſchaft über die übrigen 90 Procent beilegen wollten. Und dieſe 6 Millionen 
Polen fordern die Herrſchaft über die übrigen 20 Millionen anderer Stämme 
in einem Tone zurfid, als ob es die 1 * Erniedrigung, die größte Schmach 
wäre, daß ſie dieſelben nicht weiter ſo knechten können, wie ſie es früher ge⸗ 
than. Und Alles dies tritt erſt in das rechte Licht, wenn Sie davon aus⸗ 
gehen, daß drei große Reiche erſt in die Luft geſprengt werden müſſen, um 
dieſe Reconftruction zu bewirken. Und es ift noch nicht einmal 1 
daß alle dieſe Polen auch wirklich von Polen beherrſcht ſein wollen. Wodurch 


iſt damals die Bewegung in Galizien zum Stillſtand gekommen? Weil der 


polniſche Adel ſah, daß der Bauer ihn durchſchaut habe, daß er ihn im Stiche 
laſſen werde. Dieſe 6 Millionen Polen ſehnen ſich gar nicht danach, wieder 
von den 300,000 Edelleuten beherrſcht, geknechtet zu werden. Auch der Ver⸗ 
lauf der letzten Revolution in Rußland bezeugt das. Ich will die zuffiiche 
Regierung nicht als eine beſonders milde rühmen, aber der polniſche Bauer 

t doch noch immer mehr Zutrauen zu ihr als zu dem Edelmann. Verzich⸗ 
ten Sie deshalb darauf, Europa, Preußen, ihre eigene Provinz in fortwäß⸗ 
gu Unruhe zu erhalten. Täuſchen Sie ſich nicht über das, was Sie hoffen 

nnen. 

Daß der polnische Adel gern feine frühere Macht und Geltung wieder er⸗ 

langen möchte, ift natürlich; daſſelbe Ian ſich 
torien; aber erfolglos werden dieſe Beſtrebungen immer bleiben. 
Sie ſich daher mit der Mehrzahl Ihrer polniſch ſprechenden Brüder in Preußen, 
vereinigen Sie ſich mit dem polniſchen Bauer an den Wohlthaten, die Ihnen 
der preußiſche Staat bietet; betheiligen Sie ſich rege an der Verfaſſungs⸗ 
arbeit des norddeutſchen Bundes, und wir werden Sie mit Freuden begrüßen. 
Der hohen Verſammlung möchte ich aber doch dies Beiſpiel der Polen 
noch beſonders vor Augen halten, um den Beweis zu liefern, wobin ein prober 
Staat gelangen kann, wenn er die Freiheit höher jtellt, als die Sicherheit nach 
außen, wenn die Freibeit des Individuums als eine Wucherpflanze das 
Allgemeinwohl bean Die energiſchſten Beſtrebungen in der Jetztzeit, 
die größte Hingebung für gemeinſame Zwecke, die glänzendſte 8 
keit, Alles das reicht jetzt nicht aus, um die einmal verlorenen Güter zurück 


ubringen. 
er Was du im Augenblicke ausgeſchlagen, 
Bringt keine Ewigkeit zurück! 5 

(Lebhaftes Bravo bei den Conſerpativen, Ziſchen bei den Polen. Der 

a d d rügt dies Ziſchen mit dem Bemerken, daß er im Wiederbolungsfalle 
& an die betreffenden Abgeordneten perſönlich werde wenden mülſſen.) 

Abg. v. Sänger (für Art. 1): Nach der Rede des Herrn Präſidenten 

der Bundes⸗Commiſſare würde ich für unnöthig halten, etwas hinzuzufügen, 
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innig und feſt mit Preußen verwachſen iſt, kann der Ausſpruch angewendet 


werden, daß mit unſerm Willen kein Fuß breit deutſchen Landes verloren 
geben ſolle. M. H.! Geſtatten Sie mir nun, auf die reale Seite des Pro⸗ 


teſtes hinzuweiſen und zu ſehen, ob die Herren deſſen Bedeutung ſich ſelbſt 


klar gemacht haben können. Wie denken ſie ſich denn die Provinz Poſen, 
wenn ihr Proteſt Erfolg hätte. Nach Oſten durch die rigoroſe ruſſiſche Zoll: 
linie abgeſchloſſen, wollen ſie es auch nach Weſten hin werden? Das hieße 
den ganzen Verkehr der Provinz geradezu ſtranguliren und ich glaube, wenn 
die Folgen ibres Proteſtes nur einige Zeit ſich fühlbar gemacht haben wür⸗ 
den, dann möchten die Proteſtirenden die Erſten ſein, die um Wiederaufnahme 
in den norddeutſchen Band petitioniren. 

Herr Kantak hat ſich auf die Frankfurter und Erfurter Verſamimlung bes 
rufen, aber ich, der ich Mitglied des Frankfurter Parlaments war, weiß 
nichts von ſolchen Beſchlüſſen, dagegen iſt mir erinnerlich, daß das Vorparla⸗ 
ment dergleichen beſchloſſen haben mag, dieſes Vorparlament aber war eine 
Verſammlung, die ohne alle Legitimation zuſammengetreten war. Ich halte 
es endlich an der Zeit, mit der Phraſe, daß den Polen ſchweres Unrecht ge⸗ 
ſcheben ſei, ein Ende zu machen, und ich denke, daß der Abg. v. Sybel aus 


wirklichen Geſchichtsquellen ein treſfliches Material geſammelt und geſichtet 


bat, um der Sache ein für alle Mal eine andere Wendung zu geben. Hans 
delte es ſich 1772 denn darum, einen lebens fäbigen Staat zu zerſtören? Nein, 
es war mit der überwuchernden Freiheit bereits fo weit gekommen, daß die 
Minorität nur mit den Waffen gegen die beſtehende Staats gewalt ankämpfte 
und ſich ſchließlich nicht ſcheute, den Reichsfeind gegen das Vaterland aufzu⸗ 
rufen. So kam es, daß der ruſſiſche Geſandte in Warſchau gewiſſermaßen 
Herr des Landes wurde und das änderte auch für Preußen die Lage. Ein 
unabhängiges, kräftiges Leben war für Preußen keine Gefahr, wohl aber ein 
Polen als Vaſall Rußlands, das bedrohte die Exiſtenz Preußens und einer 
ſolchen Gefahr gegenüber mußte die Frage des abſtracten Rechts in den Hin⸗ 
tergrund treten. Ich bitte Sie, gehen Sie über den Proteſt zur Tages⸗ 
ordnung über. 

Abg. Dr, b. Niegolewski (gegen die Vorlage): Ich bedaure, daß über 
die polniſche Geſchichte in einer Weiſe abgeſprochen worden ift, die uns auf 
das Tiefſte kränken muß. Schon im Alterthum hat man geglaubt, daß man 
das Unglück ehren müſſe. Meine Herren, wir gehen von dem Standpunkte 
aus, daß die Völker nicht gegen einander da ſind, aber auch nicht blos neben 
einander ſiehen, ſondern berufen, für einander zu wirken. Wir Polen waren 
lad un bi lang die Avantgarde der Civiliſation, von der großen Tartaren⸗ 
chlacht an bis zu den Türkenkriegen. Ohne Polen hätte auch das Mosko⸗ 
witerthum einen unberechenbaren Einfluß auf Europa ausgeübt. Wir haben 
das Moskowiterthum bekämpft und ſelbſt nach unſerer Niederwerfung einen 
moraliſchen Sieg gegen daſſelbe gewonnen. Selbſt jetzt ſtand Polen noch dem 
ungeheuren Koloß ſo gegenüber, daß er ſich nicht ohne Hilfe von außen halten 
konnte. Warum ſind dieſe Staaten ſo bereit geweſen, Rußland zu unter⸗ 
ſtützen, wenn Polen ſo klein und ohnmächtig iſt. Dies allein ſollte genügen, 
um die Statiſtik des Präsidenten der Bundescommiſſarien ſehr angreifbar zu 
finden. — M. H.! Ein deutſcher Dichter hat geſagt, daß es das größte Un⸗ 
glück einer Nation iſt, ſich von Fremden unterdrücken zu laſſen. Daſſelbe 
Gefühl bewegt auch die Bruſt der Polen. Was unſere Culturzuſtände anbe⸗ 
trifft, ſo diente nach der erſten Theilung das polniſche Unterrichtsgeſetz dem 
preußiſchen zum Vorbilde. Das Geſetz über den Primärunterricht im Her: 
ogthum Wuſchau ging durch die Verordnung vom 12. Januar 1808 wörtlich 
n die preußiſche Geſetzgebung über. a + 

Die Frage, wie viel Polen denn eigentlich einen eigenen Staat haben 
möchten, iſt hier nicht zu erledigen, aber es iſt ja leicht die Probe zu machen 
und eine Abſtimmung zu veranlaſſen, mit der wir ſehr zufrieden fein würden. 
(Redner geht auf die polniſche Conſtitution ein, bleibt aber, da er ſehr un⸗ 
deutlich ſpricht, meift unverſtändlich.) M. H., unſer Proteſt beruht auf dem 
94 der Nationalität. (Ruf: Lauter!) Jedes Volk hat ein Recht auf 
gene Sitte und Sprache und darauf, nicht einem fremden Volke unterworfen zu 
ein. Wir haben geglaubt, daß Sie unſeren Proteſt wohl verſtehen und ihn 


als einen nothwendigen Schritt aufnehmen würden, zumal er ſich auf ver⸗ 


briefte Rechte ſtützt. Der Wiener Congreß hat uns, wenn auch nicht als 
Staat, ſo doch als voll anerkannt und unſere Nationalität uns gewährleiſtet. 
M. H.] Wir Polen werden nie Deutſche werden. So lange in einem Polen 
noch Athem iſt, wird er ſein Recht nicht aufgeben. Preußen muß ohne uns 
in den norddeutſchen Bund eintreten, und wenn wir dies verlangen, ſo ſind 
wir nicht gegen die Einheit Preußens, das ja auch ohne uns zum alten Bunde 


ehörie. 

. bhabrend dieſer Rede iſt der Miniſter Graf zu Eulenburg eingetreten. 
Der zweite Vice⸗Präſident, Abg. v. Bennigſen, übernimmt den Vorſitz. 
Abg. v. Unruhe⸗Bomſt (für die Vorlage): Ich will nicht den Gefühlen 

entgegentreten, welche die Polen für ihre Nationalität hegen und weiß mich 

vollkommen in dieſer Debatte sine ira et studio, aber ich meine, daß fie 
nicht berechtigt ſind, namens der Provinz Poſen zu ſprechen, und daß ſie mit 
ihrem Proteſte ihren eigenen Intereſſen ſchlimme Dienſte leiſten. Der Herr 

Präſident der Bundescommiſſarien hat ſchon hervorgehoben, daß das Ver⸗ 

aͤltniß der Jahre zu den Deutſchen nicht wie 9 zu 6, ſondern wie 8 zu 7 iſt. 

r dreißig Jahren freilich hatten die Polen das Uebergewicht und trug Poſen 
vollkommen den Charakter einer polniſchen Stadt. Jetzt iſt das Großberzogthum 

egen Weiten und Nordweſten überwiegend deutſch, und ſchon im Jahre 1863 

lagte ein national⸗polniſches Blatt, daß Poſen einen erſchreckend deutſchen 

Eindruck macht. Daß das deutſche Element vorgedrungen iſt, erkennen Sie 

ſelbſt, m. H. (zu den Polen) durch ibre. veränderte Taktik an, indem Sie Ihr 

ann mehr den geiſtigen und Cultur⸗Intereſſen zuwenden, und Ibre 

Nationalität dadurch widerſtandsfähig zu machen ſuchen. Der deutſche Geiſt 

ſchreitet in umgekehrter Ordnung mit der Völkerwanderung von Weſten nach 

Oſten fort; das polniſche Element hat entſchieden an Terrain verloren und 

lein Recht, für die Bewohner dieſes Terrains das Wort zu nehmen. Der 

Abg. Kantak hat zwar die Zugebörigteit des Großherzogthums Poſen zu 

Preußen indirect zugeſtanden, der Abg. v. Niegolewski aber vertuitt noch immer 

den Standpunkt der Grenzen von 1772. - 

Ibm entgegnete ich: Die Geſchichte hat Polen aus der Reihe der ſelbſtſtän⸗ 
digen Staaten geſtrichen und g dieſes Erkenntniß der Weltgeſchichte wer⸗ 
den Sie vergeblich appelliren. Alle Ibre Revolutionen haben nur dazu ger 
dient, Sie mehr und mehr verbluten zu laſſen; bei einem erneuerten Verſuche 
wird das Rad der Geſchichte Sie zermalmen, nicht im Sinne des finis Polo- 
nine ihres großen Koscziusko, ſondern ſelbſt bis zum Untergange alles polniſchen 
Weſens. Was wollen Sie mit Ihren ver wirkten Anſprüchen der Sendung 
Preußens entgegentreten, das unter feinen Hohenzollern berufen ift, das zu 
vollenden, was die ſchwäbiſchen Ka fer vergeblich anſtrebten und die Habsvur⸗ 

er über die Gründung ihrer Hausmacht vergaßen. Was Preußen gewonnen 
at, das wurde ſtets für Deutſchland gewonnen und deshalb hat der preußiſche 

Staat ein Recht, ganz und ungetheilt in Deutſchland aufzugehen, fo daß der 

Außerſte Grenzſtein Preußens die Grenze Deutschlands bidet. Geben Sie 

. Oppoſition gegen dieſes Verhängniß auf. Es wird Niemand einfallen, 

Sie in Sprache und Sitte zu . und das große Deutſchland muß Ihnen 

naturgemäß mehr ſein als das kleinere Preußen. Die Provinz Poſen wird 

ein wichtiges Mitglied des norddeuſchen Bundes ſein und wenn fie au 
widerwillige Elemente zählt, ihre Söhne, das haben fie im letzten Feld zuge 
bewieſen, * fo viel an ihnen liegt, dafür einſtehen, daß dieſer Bund 
nicht zerreißt. 

Ye Motty frägt den Präſidenten nach den Unterſchriften der zu Anfang 
der Sitzung erwähnten Pelition. 

Der Präſident Dr. Simſon entgegnet, daß dieſe Petition „Local⸗Wabl⸗ 
Comite der Stadt Bi unterzeichnet ſei, Dr. Walbftein, Redacteur der Oft: 
deutſchen Zeitung u. ſ. w. 5 ; 

1155 Kerr (gegen die Vorlage) bittet, da er nicht deutſcher Nationalität 
ſel, das, was er fage, vorleſen zu dürfen und motivirt, wegen feines pronon⸗ 
citten Dialects ſehr ſchwer verſtändlich feinen Antrag. Die nördliche Grenze 
des Bundes ſei unbeſtimmt und die Bewohner Nordſchleswigs jeien berechtigt, 
über ihre Wünſche, ob fie bei dem Bunde verbleiben oder zu Dänemark ge⸗ 
hören wollten, im Wege des allgemeinen Stimmrechts befragt Nn werden. 
es werde man vertragsmäßige Verpflichtungen und nationale Wünſche zu: 


ge am > und dem Princip —— norddeutſchen Bundes, das auf dem 
echte der Nationalität beruhe, entſprechen. 5 
Präfident der Bundescommiſſarien Graf Bismarck: Ich kann in Betreff 


der nordſchleswigſchen Diſtricte im Weſentlichen auf das verweiſen, was ich 
im preußiſchen Abgeordnetenhauſe geſagt habe und was von dem Abg. Kantak 
vorgeleſen worden ist. Doch möchte ich gegen zwei incorrecte Auffaſſungen 
des Herrn Vorredners mich ausſprechen, die erſte befteht darin, daß er die 
Grenzlinie des norddeutſchen Bundes als zweifelhaft annimmt. Wenn nun 
die Verfaſſung jo angenommen wird, wie ſie gegenwärtig liegt, dann iſt die 
Grenzlinie die, welche im Wiener Frieden mit Dänemark feſtgeſtellt wurde. 
Sollte eine andere gezogen werden, jo kann das nur durch Weitere Verhand⸗ 
lungen geſchehen, bei denen Preußen einen Widerſpruch ſeitens ſeiner Bun⸗ 
d Bbenchien nicht zu erwarten haben dürfte, da ſie den betreffenden Paragra⸗ 
Prager Friedens anerkannt haben. 

Die zweite irribümliche Meran, Herrn Vorredners ift, daß den Ber 
wohnern Nordſchleswigs ein Recht u ehe, über ihren Anſchluß an Dänemark 
durch Abſtimmung zu entſcheiden. Aber nur dem Kaiſer von Deiterreich ſteht 
ein Recht zu, Diele Abſtimmung als eine Aus des 1 0 f Friedens 
zu fordern, Wann dieſe Abstimmung aber ftattfinden ſoll, iſt im Prager 


I 
1 


ch habe vielmehr meinen Wählern geſagt, 


Frieden unbeſtimmt gelaſſen; es iſt uns, wie ſchon früber einmal bemerkt, in 
dieſer Beziehung eine gewiſſe latitude zugeſtanden. Wenn der Abg. Kantak 
auf meine Erklärung im Abgeordnetenhauſe verwieſen hat, daß Preußen un⸗ 
ter gewiſſen Umſtänden auf einen Grenzdiſtrict verzichten könnte, ſo habe ich 
dabei allerdings an Nordſchleswig gedacht. Ich halte es für den ſtaatlichen 
Beſtand Preußens nicht von Wichtigkeit, ob einige däniſchredende Einwohner, 
welche lieber mit Dänemark verbunden ſein wollen, bei Preußen ſind oder 
nicht. Wir werden dabei natürlich nur das preußiſche Intereſſe maßgebend 
ſein laſſen und begreiflicherweiſe nicht eine Grenzlinie zugeſtehen, welche ſtra⸗ 
tegiſche Nachtheile darböte und uns eventuell nöthigen konnte, die mit fo gro⸗ 
ßen Opfern errungene Düppelſtellung noch einmal zu erobern. Eine ſolche 
Grenzlinie würden wir unter keinen Umſtänden zulaſſen. (Lebhafter Beifall.) 
Im Prager Friedensvertrage iſt nicht geſigt „der“ nördliche Diftrict Schles⸗ 
wigs, ſondern „die“ nördlichen Diſtricte, alſo ſehr viele, die man ſich nach 
Belieben ſehr klein, aber auch febr groß denken kann. So groß nun, wie 
Gel 1 ja in Kopenhagen vorſtellt, glaube ich, werden fie nicht ausfallen, 
erkeit. 

Wird nun von Oeſterreich die Abſtimmung verlangt, fo werden wir uns 
dem nicht entziehen können, jedenfalls aber müßten mit dem Kopenhagener 
Cabinet noch Vorverhandlungen ſtattfinden, wie die Rückceſſton zu bemirten 
ſein würde. Dies könnte nicht anders geſchehen, als indem das Loos der 
deutſchen Bevölkerung ſicher geſtellt wurde, und zwar durch Staatsverträge 
und durch andere Bürgſchaften, als die ſind, welche früher die Deutſchen nur 
unvollkommen ſchützten. Es kommt auch eine erhebliche Schuldenlaſt in Be⸗ 
tracht, die für die Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein incl. der Kriegskoſten 
mehr als 60 Mill. Thaler ausmacht, pro Kopf alſo etwas über 60 Thaler, 
ſo daß Dänemark, wenn es etwa 100,000 Seelen übernimmt, eine Schuld 
von ungefähr 6,000,000 Thaler hätte übernehmen müſſen. Alles dies wird 
geklärt werden müſſen, ehe zur Ausführung dieſes Punktes des Prager Frie⸗ 
dens geſchritten werden kann. Daß die nordſchleswigſche Bevölkerung aus 
unſerem Vertrage mit Oeſterreſch ein juriſtiſches Recht, die Abſtimmung zu 
verlangen, für ſich nicht herleiten kann, brauche ich in einer Verſammlung, 
55 ſo 1 r che Notabilitäten ſitzen, wohl nicht eiſt auseinanderzu⸗ 
etzen. (Bravo / 

Abg. Francke: Schleswig ift deutſches Land, durch deutſche Waffen für 
Deutſchland wiedergew nnen, und es iſt ein Wide ſpruch, daß der Norden das 
Recht baben foll, durch Abſtimmung über fein Schidial zu entſcheiren, das 
ganze übrige Schleswig aber nicht. n allen Grenzländern findet eine Ver⸗ 
miſchung der Sprachen ftatt, aber die dänſſch Redenden denken des ald nicht 
daͤniſch, fie wollten früher bei Schleswig bleiben und der verſtändige Nord: 
ſchleswiger muß heute noch dafjelbe wünſchen. Die Aufrichtung einer Boll: 
grenze würde dem auf Hamburg und Peutſchland gewieſenen Verkehr Nord⸗ 
ſchleswigs den ſchwerſten Schlag verſetzen und die Reue käme dann zu ſpät. 
Uebrigens ift für die ganze Frage nicht der norddeutſche Reichstag, fondern 
der preußiſche Landtag competent. 

Ein Antrag auf Schluß wird eingebracht. N 

Bundescommiſſar Dr. Hoffmann: Ich will an dieſer Stelle nur Ibre 
Aufmerkſamktit auf die Wünfce leiten, welche die großherzoglich heſſiſche Re⸗ 
gierung im Intereſſe der Etleichterung der beiden nördlich vom Main gelege: 
nen, zu Oberheſſen nicht gehörigen und doch zum norddeutſchen Bunde ge⸗ 
ſchlagenen Gemeinden hegt. Das Großberzogtbum iſt nicht zerriſſen und ich 
zweifle nicht, daß Mittel und Wege gefunden werden, daß nicht blos der 
jenſeits des Mains liegende Theil des Großherzogtbums, ſondern der ganze 
Süden Deutſchlands mit dem Norden verbunden wird. (Beifall.) Denn vos 
jetzige Bundesverhaͤltniß greift tiefer in das Leben der Einzelſtaaten ein als 
der alte Bund, der es ſehr wohl zuließ, daß ein Staat mit einem Theile ſeines 
Gebietes nicht zu ihm gehörte. In jenen beiden Gemeinden gilt, wie in 
Rbeinheſſen, franzöſiſches Recht und man begt dort die Befürchtung, daß ftatı 
deſſen eine für die Mitglieder des norddeutſchen Bundes in Aus ſicht genom⸗ 
mene Civilproceßordnung eingeführt werden ſoll. 1 — Antrag zu ſtellen, 
eine Entſcheidung des Hauſes herbeizuführen, iſt nicht meine Abſicht. 

Bevor über den Antrag auf Schluß entſchieden iſt, verlangt zur Geſchäſts⸗ 
ordnung das Wort der Abg. Michelis (Kempen): er habe ſich nicht gegen 
Art. 1 zum Wort gemeldet, wie die Rednerliſte ihn unrichtig aufführe, ſon⸗ 
dern er Fr einen wichtigen Punkt im Wege der Interpellation erledigen 
wollen. Präſident Simſon unterbricht den Redner wiederholt und bittet 
ihn abzubrechen, da er nicht zur Geſchäftsordnung ſpreche, d. h. nichts auf 
die geſchäftliche Behandlung des in der Discuſſion befindlichen Gegenſtandes 
zu ſagen habe. Schriftführer v. Unruhe⸗Bomſt klärt den Irrihum auf: 
Der Anmeldezettel des Abg. Michelis ſei mit einem z. bezeichnet, und da 
man fi nur „für“ oder „gegen“, nicht „zu“ zum Worte melde, fo ſei das 4. 
als g. geleſen worden. Der Antrag auf Schluß wird abgelehnt, alle 
Liberalen ſtimmen dagegen. \ 

Abg. v. Donimirski (gegen Art. 1): Die polnifhen Wähler kannten 
den beim Landtage eingebrachten Proteſt ſehr wohl und haben ſich mit dieſer 
Kenntniß an den Wahlen lebhaft betheiligt. Nicht die Agitationen Einzelner, 
nicht die Geiſtlichkeit haben fie beftimmt. Aber wenn ganz polniſche Ger 
meinden nur deutſche Lehrer erhalten, wenn neuerdings eine Schulordnung 
eingeführt wird, die nur für den Religionsunterricht die polniſche Sprache zu⸗ 
läßt, ſo durchſchauen ſie die Abſicht, ihnen ihre Sprache zu nehmen, ſehr 
wohl. Unſere Provinz hat eine ſechshundertjährige Entwickelung und hat 
nie zum deutſchen Bunde gebört. Haben die polniſchen Soldaten ſich im 
letzten Kriege tapfer erwieſen, ſo haben ſie damit gabe daß ſie vreußiſche 
Unterthanen ſein wollen. Das wollen wir auch, aber wir ſind Polen und 
wollen Polen bleiben. 

Abg. v. Hammerſtein (für Art. 1): Der Herr Präſident der Bundes⸗ 
Commiſſarien hat zuvor aus Anlaß des polniſchen Adels eine Warnung an 
den Adel der neu erworbenen Landestheile gerichtet. Der hannoverſche Adel, 
zu dem ich gehöre, ſteht nicht auf dem Standpunkt des polniſchen, ſondern er 
will bei dem Neubau Deutſchlands die helfende Hand mitanlegen und nur 
die Eigenthümlichleiten der einzelnen Theile ſoweit wahren, als es mit einem 
gefunden Aufbau Deutſchlands verträglich iſt. Ich bin auch für das Amen⸗ 
dement v. Carlowitz und die Hinübernahme der betreffenden Beſtimmung aus 
der Wiener Schlußacte in die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes, voraus- 
geſetzt, daß ſie in demſelben Sinne hier aufgenommen wird, als ſie dort ge⸗ 
meint war. Damit berfnüpfe ich aber den Hinweis auf eine Specialität, auf 
das Recht deutſcher Regenten, über ihre Succeſſfonsrechte zu 
verfügen. (Aba! Unruhe): Ich mochte wünſchen, daß dies Recht unferer 
1 zu Gunſten ihrer Succeſſions⸗Berechtigten zu derfügen, gewahrt 

Präfident der Bundescommiſſarien Graf Bismarck: Der Herr Vorredner 
hat mich wohl mißbört. Ich habe nicht den hannoverſchen Adel mit dem 
polniſchen zuſammengeſtellt, ſondern nur auf die Schwierigkeit ee 
die darin liegt, daß der Adel in den ehemals geiftlichen Territorien ſeine be: 
ſondere Stellung nicht vergißt. . 5 

Abg. Schraps (gegen Art. 1): Es iſt keineswegs richtig, daß, wie der 
Herr Graf Bismarck geſagt hat, wir alle dazu gewählt ſind, um den nord: 
deutſchen Bund auf der Baſis des Verfaſſungs⸗Eutwurfs zu begründen. Ich 

daß ich gegen dieſen Entwurf ſtimmen 
werde, und bin eben deshalb von ihnen gewählt. Dieſe Verſammlung hat ja 
nur den Charakter einer berathenden. Rechtsbeſtändig iſt für mich imme 
noch urd einzig und allein die Reichsverfaſſung von 1849, Selbſt die deuiſche 
Bundesacte ſprach in ihrer Einleitung den Glauben an ihre Ewigkeit aus, 
aber der vorliegende Entwurf, äber den ſich eine Anzahl von Regierungen 
derſtändigt bat, läßt es zweifelhaft, ob feine Urheber an die Dauer ihres 
Werkes glauben. Von euer und Limburg iſt in ihm gar nicht die 
Rede, dieſe Geviete ſind verloren, wie der Elſaß. Vor einiger Zeit konnte der 
Graf Bismarck über ſeine guten Beziehungen zu Frankreich noch beruhigende 
Auskunft geben; ob er dazu noch jetzt im Stande tit, ist zweifelhaft. Schles⸗ 
wig geht zum Tbeil verloren, Holland bört auf, ein Glied von Deutſchland 
zu fein und der Rheinprovinz widerſähtt damit ein Untecht, das ſie nicht 
derdient hat (Unruhe). as bloße Beſatzungsrecht in Luxemburg würde 
nichts nützen: Oeſterreich hatte auch in Ferrara ein ſolches Reicht, aber was 
kam dabei heraus? 12 F . 

Präſident der Bundes⸗Commiſſarien Graf Bismarck: Es freut mich, 
daß mir der Herr Vorredner Gelegenheit gegeben bat, den abſurden Verdäch⸗ 
tigungen entgegenzutreten, die mit Bezug auf unſer Verhältniß zu Holland in 
der Preſſe Ausdruck gefunden haben. Ich weiß nicht, wer ein 11 dabei 
bat, ſolche Anſichten zu verbreiten, als ob Holland von Preußen 
als ob jemals ein preußiſcher Staatsmann daran gedacht hätte, die Holländer 
um ihr Beſitzthum zu beneiden oder in demſelben zu beeinträchtigen. Ich 
kann mir auch nicht denken, daß die niederländiſche Regierung ſe bſt ein In⸗ 
tereſſe dabei batte, um vielleicht bei der Abſtimmung über das Militär Budget 
die Abgeordneten geneigter zu machen. (Heiterkeit. So viel kann ich aber 
derſichern, daß die Gerüchte vollitändig aus der Luft gegriffen find; daß mit 
keinem Buchſtaben auch nur der mindeſte Anlaß gegeben worden int, der die: 
fer Erfindung auch nur ein Haar breit Raum gewähren würde, auf dem fie 
ſtehen lönnte. Wir haben mit den Niederlanden allerdings vor Ausbruch des 
Krieges wegen Luxemburg eine Auseimanderſetzung gehabt. Die großherzoglich 
luxemburgische Ach e folgte nicht unſerem Beiſpiele, ſich von dem Bunde 
fern zu halten; ihr Geſandter blieb vielmehr auch nach unjerem Austritt in 
der Bundesverſammlung und aſſoclirte 27 ſo gewiſſermaßen der Corporation, 
welche mit uns im Kriege Hand, ohne ſich jedoch ſelbſt activ zu betheiligen. 


ebrobt würde, 


e 


Ueber dieſen Punkt habe ich Auseinanderſezungen mit dem niederländi⸗ 
ſchen 4 bt. Wir waren darüber, daß wir ſtreng juriſtiſch 
im Kriege uns befanden (Heiterkeit), daß wir aber beiderſeitig kein Intereſſe 
daran hätten, den Krieg zu führen (Heiterkeit) und glaubten deshalb beide 
auf unſer Wort, daß wir nicht anf einander ſchießen würden. (Heiterkeit. 
Daß hierin eine Bedrohung der Niederlande liege, wird man wohl nicht an⸗ 
nehmen können. Bekannt iſt, daß die königlich niederländiſche Regierung 
wünſcht, das Band, welches Limburg an Deutſchland feſſelt, zu loſen. Wir 
haben die Ueberzeugung, daß, wenn wir mit Entſchiedenheit darauf beſtänden, 
daß Limburg dem Bunde beiträte, wir den Niederlanden Anlaß zu Beſorg⸗ 
niſſen geben würden, indem dadurch eine Zerreißung der ſtaatlichen Einheit 
ſtaatfinden würde, ähnlich wie fie die polniſchen Herren Abgeordneten in 
Preußen herbeiführen möchten. Wir haben dieſe Zumuthung nicht geſtellt. 
Aus Luxemburg iſt ein Wunſch in dieſer Beziehung bis jetzt nicht gehört 
worden. Man könnte im ganz ſtrengen Wortſinne annehmen, daß nach Ana⸗ 
logie der Friedensſchlüſſe mit Meiningen und Reuß auch mit den Nieverlan⸗ 
den Frieden geſchloſſen werden müſſe. Es iſt aber dahei zu bedenken, daß die 
involdirte Kriegserklärung hier gar keine weitere Folge gehabt hat. : 

Von uns iſt auf die Zugehörigkeit der betreffenden Gebietstheile der Nies 
derlande bis jetzt weder verzichtet, noch auch durchaus beſtanden worden. Wir 
wollen den Souveränen weder Gewalt noch Zwang anthun und wenn einer 
der jetzt mit uns verbündeten Souveräne ſich durchaus geweigert hätte, dem 
Bunde beizutreten, fo hätte die geographiſche Situation des Landes ſchon ſehr 
zwingend ſein müſſen, wenn wir uns hätten veranlaßt ſehen ſollen, einen 
Druck anzuwenden. Denn wir haben augenblicklich durchaus kein Intereſſe 
daran, den Zunder, der den europäiſchen Frieden bedroht, in irgend einer 
Weiſe zu vermehren. Ich wiederhole es alſo: Von Seiten Luxemburg's iſt 
bis jetzt gar keine Erklärung abgegeben, von Seiten Limburgs aber der ent⸗ 
ſchiedene Wunſch laut geworden, nicht beläftigt zu werden. 

Abg. v. Hennig (für Art. 1): Zunächſt muß ich der Ausführung des 
Abg. v. Hammerſtein entgegentreten, als ob der Kronprinz von Hannover erb⸗ 
berechtigt wäre auf das 1 — Braunſchweig. Selbſt wenn die Erb⸗ 
berechtigung Hannovers zu Rechte beſtanden hätte — was bekanntlich auch 
beſtritten iſt — To iſt es eben ſo richtig, daß die Erbberechtigung nicht an der 
Perſon des Fürſten, ſondern am Staate haftet. Wenn die Frage aber zwei⸗ 
felbaft iſt, jo muß die Eatſcheidung wohl der braunſchweigiſchen Ständever⸗ 
ſammlung überlaſſen bleiben. Ich bin nun von den 3 braunſchweigiſchen 
Vertretern ausdräcklich beauftragt, zu erklären, daß in Braunſchweig kein 
Schritt darauf ſchließen läßt, daß man irgendwie die Erbfolge des Kronprinzen 
don Hannover wünſche, ſondern daß das Land im Gegenthell einen energiſchen 
Widelſpruch dagegen erheben würde. Es wäre dies auch mit Rückſicht auf 
den ganzen Bund das allerunglücklichſte Ereigniß, was eintreten könnte, da 
dieſer Thronfolger doch nur ein ſehr widerſtrebendes Mitglied des Bundes 
werden würde. — Dem Abg. v. Donimirski muß ich bemerken, daß es wire 
lich wunderbar iſt, wie er den polniſchen Proteſt mit unterzeichnen konnte, da 
er doch ſelbſt erklärt hat, daß er nur dadurch die Maſocität erlangt hat, daß 
ein Theil der deutſchen Bevölkerung — beklagenswerther Weile — für ihn 
geſtimmt hat. (Redner geht darauf näher auf die polniſchen Verhältniſſe in 
Bofen und Weſtpreußen ein, die er aus eigener Anſchauung kennt, und bes 
hauptet den Klagen der Polen gegenüber, daß es noch nie eine Regierung ge⸗ 
geben habe, die mit ſo viel Gerechtigkeit und Billigkeit anderen Nationalitäten 
entgegengetreten ſei, wie die preußiſche Regierung.) (Abgeordneter Kantak: 
Ich widerſpreche) N 5 0 . 

Er führt ſodann weiter aus, daß in den beiden Provinzen Poſen u. Weſt⸗ 
preußen die deutſche Bevölkerung die Majorität habe, was ſchon aus dem 
Verhältniß der Zabl der Abgeordneten hervorgehe: 15 deutſche gegen 13 pols 
niſche; biebei ſei u bedenken, das viele Deutſche aus verſchledenen, jedenfalls 
nicht nationalen Gründen, für Polen geſtimmt haben. Die Polen hätten auch 
kein Recht dazu, die Juden, die in der Provinz ſehr zahlreich vertreten ſind, 
zu ſich zu rechnen. (Heiterkeit.) Redner fährt darauf fort: Der Herr Miniſter⸗ 
präſident hat die Fortſchrittspartei mit den polniſchen Rittern vergleichen zu 
können geglaubt. Wenn er vielleicht auch tiefe hiſtoriſche Studien gemacht 
hat, ſo muß ich ihm doch bemerken, daß ſeine hiſtoriſchen Studien in dieſem 
Punkte richt genau ſind. (Heiterkeit.) Die Ritter und Städter in Polen waren 
keine Freiheitshelden, ſondern 5 und Pfahlbürger; ſie ſtrebten nicht nach 
Freiheit, ſondern nach den Fleiſchtöpfen des Adels und der Patrizier, und es 
kam ihnen nicht darauf an, zu dieſem Behufe das Recht zu unterdrücken. 
Derartige Beſtrebungen ſind nicht zu vergleichen mit den Beſtrebungen der 
Fortichrittöpartet, die doch wohl das Verdienſt hat, die nationale Bewegung 
in Fluß gebracht zu „ und welche * arm Wege das 
zu erreichen, was die Regierung jetzt auf anderem Wege gethan hat. Nicht 
minder glücklich iſt der Herr Miniſterpräſident mit der Warnung geweſen, die 
er uns aus der Geſchichte Polens entgegen er hat, indem er ſagte: „die 
Geſchichte Polens beweiſe deutlich, wie gefährlich die Wucherpflanze der Frei⸗ 
beit für die ſtaatliche Exiſtenz werden kann“. Wo in aller Welt war denn in 
Polen e Dort gab es Privilegien und keine Freiheit und ich möchte 
den Ben, von Freiheit, den der polniſche Adel hatte, entſchieden von uns 
urückweiſen. g 
f Präſident der Bundes⸗Commiſſarien Graf Bismarck: Die Polen im 
polniſchen Staate haben die Unabhängigkeit des Einzelven als Haupterforder⸗ 
niß der Freiheit hingeſtellt, was ſchon aus der Inſchrift eines alten polniſchen 
Wappens hervorgeht, welche lautet: Penes regem majestas, penes senatum 
auctoritas, Pin nationem libertas. Wenn der Herr Vorredner der Fort⸗ 
ſchrittspartei in Preußen das Lob ertheilt, daß dieſelbe ſich niemals in fremde 
Beſtrebungen eingelaſſen habe, fo rechnet er wohl die polniſchen Beſttebungen 
nicht zu den fremden, ſondern zu den einheimiſchen; ſonſt könnte ich ihm auf 
einem anderen Gebiete die Verbindung der polniſchen mit der Fortſchritts⸗ 
partei entgegenhalten. . 

Der Antrag auf Schluß wird wiederum eingebracht. 

Abg. Fries fragt den Praſidenten, da er mit der preußiſchen Geſchäfts⸗ 
irdnung noch nicht genügend betraut ſei, ob mit angenommenem Schluß auch 
die Debatte über das Amendement Carlowitz geſchloſſen jeir — Der Bräfivent 
bejaht dies. — Der Schluß wird abgelehnt. : 

Abg. Ahle mann (Däne, gegen Artikel 1): Redner ift auf der a fz 
Tribüne bei der im Haufe herrſchenden Unruhe ſehr ſchwer derſtandlich. Das 
nordſchleswigſche Voll, führt er aus, hat unter Dänemark zufrieden und glück⸗ 
lich gelebt und wünjcht dringend eine Wiedervereinigung. 

Abg. v. Carlowitz (für Art. 1) befürwortet fein Amendement, welches 
die Integrität der deulſchen Länder auch nach außen hin documentiren ſolle. 
Seine Ausführungen find jedoch in ihrem Zuſammenhange auf der Journa⸗ 
ſtentribüne nicht derſtändlich. Luxemburg, führte er weiter aus, dürfe unter 
keinen Bedingungen aufgegeben werden, da es eine der ſtärkſten Vor mauern 
Deutſchlands gegen den Weſten ſei, und ſein Anſchluß an den Bund von 
großer Tragweite für die Sicherheit Deutſchlands ſei. Er müfje deshalb ſein 
innigftes Bedauern darüber ausſprechen, daß man allem Anſcheine nach dieſe 
deutſche Provinz vollſtändig verloren geben laſſen wolle. Es ſei allerdings 
einer der größten Febler des alten deutſchen Bundesſtaates, die Zulaſſung 
der nicht deutſchen Fürſten zum Bundestage, geweſen; es werde ſich aber 
wohl in irgend einer anderen Weiſe eine, wenn auch zunächſt lockere Verbin⸗ 
dung dieſes deutſchen Landestheiles herſtellen laſſen. 

Praſident der Bundes commiſſarien Graf Bismarck: Der Herr Vorred⸗ 
ner hat ungeachtet meiner mündlichen Verſicherung über die ne 
Zteußens zu Suddeutſchland das Schreckbild aufgeftellt eines Bündniſſes 
zwiſchen den ſüddeutſchen Staaten und dem Auslande gegen Preußen. — Ich 
will deshalb zu dem, was ich bereits angedeutet, noch hinzufügen, daß dieſe 
Beziehungen zwiſchen Nord: und Süddeutſchland im Friedensſchluſſe bereits 
dertragsmäßzig berbürgt find. (Beifall.) — Der Herr Vorredner hat eine 
eigentbumliche Neigung berratben, kazliche und ſchwierige Fragen zu berühren. 
— Ec hat es feibjt nicht für vortheilhaft gehalten, daß außerdeutſche Souve⸗ 
räne am Bunde betheiligt find und trotzdem vorgeſchlagen, den Großherzog 
von Luxemburg zuzuziehen ag = Ruf: Nein! Nein!) oder gar, ihm 
das Großherzogthum abzunebmen. (Widerſpruch.) — Redner hat ferner den 
Vorwurf gegen mich erhoben, daß ich die Siege nicht genug ausgebeutet hätte:; 
ich bedauere, daß mir ſein Rath damals nicht zur Seite geſtanden hat; es 
wäre vielleicht geſchehen. Die Luxemburger Frage kann der Vortedner übrie 
gens noch auf ſeine Hand löſen, und wenn er den Großherzog bewegt, beizn⸗ 
kreten, jo hat er wenigſtens den Ruhm, eine europäische Frage geſchaffen zu 
haben; ob etwas Weiteres, muß ich dahin geftellt fein laſſen. 
Der Schluß der Debatte wird nunmehr angenommen; es folgen perſön⸗ 
liche Bemerkungen. ; 

Abg. Kantak: Der Herr Minifterpräfident hat eine Behauptung, die 
ich in einer früheren Debalte gethan, daß ſich die katholiſche Geistlichkeit in 
der Provinz Poſen von der Wahlbewegung fern gehalten babe, zu entkräf 
verſucht. (Der Präsident unterbricht den Redner mit der Erklärung, daß die 
Widerlegung eines Redners keine perſönliche Bemerkung fe a 

Gegen den Abg. v. Unruhe⸗Bomſt bemerke ich perſönlich, daß die Wieder⸗ 
herſtellung Polens bei mir kein Traum, ſondern ein ben iſt. 


Abg. v. Donimirsti: Der Umſtand, den Abg. v. Henni 9 t hat, 
daß einige deutſche Wähler in meinem Wahlkreiſe ſich durch den Natlo⸗ 
e gegen ihre politiſche 


nalitätshaß nicht jo weit haben treiben laſſen, daß 
Ueberzeugung ſtimmten, iſt ein Beweis dafür, daß dieſelben auf einer höheren 
Stufe der Be iſchen Bildung ſtehen als der Redner. (Der Präſident Unters 
bricht den Redner.) 184 25 


221 


= 


2 9 5 8 
Abg. Motty bittet um das Wort zu einer perſönlichen Bemerkung. Der 
“ Präſident verwe es ihm Anfangs, da ſein Name nicht genannt worden 
ſei, geftattet es ihm aber in Folge feiner Erklärung, daß fi aus ſeinen Wor⸗ 
ten ergeben werde, daß er Veranlaſſung dazu habe. 

Abo. Motty: Der Herr Miniſterpräſident hat uns den Vorwurf ges 
macht, daß wir die Vertreter der Adels partei wären; ich proteſtire dagegen; 
wir ſind die Vertreter des ganzen Volkes. (Als Redner noch fortfahren will, 
unterbricht ihn der Präſident mit der Bemerkung, daß es keine perſönliche 
Bemerkung fei, und ſpricht zugleich fein Bedauern darüber aus, daß die Ge⸗ 
ſchäftsordnung nicht ſtriktere Beſtimmungen hierüber enthalte. Disharmonien 
zwiſchen ihm und dem Haufe jeien fo bei ſeinem ohnedies ſchon ſchwierigen 
Amte faſt unvermeidlich.) 1 

Abg. v. Hammerſtein verwahrt ſich gegen die Auslegung feiner Worte 
durch den Abg. v. Hennig; er habe nur ganz allgemein geredet und den Kron⸗ 
prinzen bon Hannover nicht erwähnt. 

Abg. v. Carlowitz erklärt, daß Graf Bismarck feine Worte über den 
Zutritt Luxemburgs zum Bunde falſch verſtanden babe, (Der Bräfident 
unterbricht ihn, da er die Schranke der perſönlichen Bemerkung überſchreite.) 

Abg. d. Niegolewski derwahrt den polnischen Adel gegen verſchieden⸗ 
artige Angriffe, die er in der heutigen Debatte erfahren, und würde ſich 
3 — der Adel auf gleicher Stufe ftünde. (Der Präſident 
unterbricht ihn. 33 

Abg. v. Hennig wendet ſich zunächſt gegen den Abg. v. Donimirski mit 
der Bemerkung, daß er „Nationalhaß“ überhaupt nicht kenne; 
!yiiniiterpräfiventen bemerkt er, daß der Vergleich des Zuſammengebens der 
Foriſchrittspartei mit den Polen nicht paſſe. (Der Präſident unterbricht den 
Redner mit der Bemerkung, daß dies keine persönliche Bemerkung ſei.) D 
Herr Miniſterpräſident hat jedenfalls die Worte, daß die Fortjerittäpartei im 
Verein mit den Polen ihm entgegengetreten ſei, fpeciell auf mich lachen 
denn ich ſelbſt war mit in der Lage, mit den Abgeordneten der PD niſchen 
Nationalität gegen die Ausführung der im ruſſiſch⸗preußiſchen Bündniß feit: 
geſetzten Bedingungen proteſtiren zu müſſen, und ich habe dies geibon., weil 
ich die polniſchen Preußen ebenſo gut für preußiſche Staatsbürger bielt, wie 
mich ſelbſt. (Der Präſident unterbricht den Redner wiederum.) 

Der Präſident theilt mit, daß von den Abgg. Dr. Wigard, Schaffrath, 
Heubner und Riedel (Sachſen) eine Erklärung eingegangen fei, wonach fie 
auf die Einbringung eines Amendements, betr. die Erweiterung des Bundes 
auf die ſüddeutſchen Staaten, 1 Erſte verzichtet hätten, ſich dei 
fpäter vorbehielten. — Dieſelbe wird dem ſtenographiſchen Bericht beige: 
fügt werden. Erk 

Abg. v. = (Hagen) proteſtirt dagegen, da die GO. ſolche Erklä⸗ 
rungen gar nicht kenne. 

er raf ident erwidert, daß die Abgeordneten wohl das Recht a 
wenn eine namentliche Abſtimmung nicht ftattfinde, folge Erklärungen abs 
zugeben. L des Ab 

Der Präſident ſchreitet zur Abſtimmung. Der Antra titel 1 9. 
f. Bockum⸗Dolffs, Hi —— 150 D in Artite zu 
treichen, wird mit großer Majorität abgelehnt. g 

Desgleichen wird mit allen Stimmen gegen die der beiden Antzogfteler, 
der Polen und ſehr vereinzelter Abgeordneten, wie v. Mallinckrodt, abge ne 2 
Antrag der Abgg, Ahlemann und Krüger, am Schluß des Art. u iu 
zufügen: „Zum Bundesgebiet nicht gehörig find diejenigen Diftrien tin ers 
zogthums Schleswig, deren Bevölkerungen das Recht der freien Abſtimmung 
über ihre Zugehörigkeit vertragsmäßig gewährt iſt“. lehnt das 

Ferner wird mit demſelben Verhältniß der Stimmen abgele Antr. a 
Unter⸗Amendement der Abg. Ablemann und Krüger zu den 8 a 
v. Carlowitz: „Obiger Verpflichtung find überhoben biejerigen,. 18 r 
gliever, die —— e von Territorien an auswärtige Sou⸗ 
beräne vertragsmäßige Pflichten übernommen haben“. 

Die Abſtimmung über den Antrag des Abg. v. Carlowitz (en N 
des Art. 1 hinzuzufügen: „Sämmtliche Bundesglieder verpflichten nen Ban⸗ 

ſeitig dahin, daß ſie eine etwaige freiwillige Abtretung ihrer, auf elenmibel 

beögebiete haftenden, Sorperänttätsrechte ohne Buftimmung dei e weifelh f. 

nur zu Gunſten eines Mitverbündeten vornehmen wollen,) iſt dee boa 
Es muß zur Zählung der Stimmen geſchritten werden, welche er en fi aß 
der — 21 145 gegen 113 Stimmen abgelehnt ist. (Die Polen ſtimm⸗ 

ten gegen ihn.) e 

Schließlich wird Art. 1 des Verſaſſungs » Entwurfs unberändekl, hem Iebr 
großer . angenommen. (Dagegen die Polen, die Abgg⸗ un 

und Krüger). 5 

Schluß 3 Ubr. Nächſte Sitzung Dinstag 10 Uhr. (Tagesordnung: Ab: 
schnitt II. des Verſaſpungs- Entwurfs.) 


Berlin, 18. Marz, [Amendements.] Der Reichstag wolle beschließen: 
auf Artikel 3 des Verfaſſungs⸗Entwurfes nachstehende Beftimman, folgen zu 
laſſen: Artikel 4. Die perſönliche Freiheit iſt gemwährleiitet: F abefo — 
gungen und Formen, unter welchen eine Beſchränkung derſelbeg, 3 
eine Verhaftung zuläſſig iſt, werden durch Geſetz beſtimmt. Die ſowie die 
iſt underletzlich. Das Eindringen in dieſelbe und Hausſuchungen, IE 18 ie 
Beſchlagnahme von Briefen und Papieren find nur in den durch ſehlichen 
beitimmenden Fällen und Formen geftattet, Niemand darf einen BED En 
Richter entzogen werden. Ausnahme⸗Gerichte und außergrdentlchef ang 
fionen find unftatthaft. Strafen können nur in Gemäßheit des Geſetzes an⸗ 
gedroht und verhängt werden. 8 eini 

Artikel 5. Die Freiheit des religidſen Bekenntniſſes, der 5 nilichen 
zu Religionsgeſellſchaften und der gemeinſamen bäuslichen und ge 1 
Religionsabung wird gewährleiſtet. Der Genuß der bürgerlichen un 5 de 
bürgerlichen Rechte iſt unabhängig von dem religidfen Betenntnifi. en 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf durch die 57 0 ung ir 
Religionsfreiheit kein Abbruch geſchehen. Die Religionsgeellihaf 55 jo 

geiftlihen Geſellſchaften, welche keine Corporationsrechte 1 & if 
en dieſe Rechte nur durch beſondere Geſetze erlangen. ie 15 
liche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen des Staates, welche 
mit der Religionsübung im  Bufammenbange ſtehen, unbeſchadet der 
im ersten Abſaz dieſes Artikels ewährleilteten Religionsfreiheit zum 
Grunde gelegt. Die derſchiedenen riftfichen Kirchen, ſowie alle anderen Re: 
ligtonsgeſellſchaften ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten ſelbſtändig 
nnd bleiben im Beſiß und Genuß der für ihre Cultus⸗, Unterrichts⸗ und 
| Woblthatigkeitszwecke beſtimmten Anſtalten, Stiftungen und Fonds. Der 
Ve, kehr der Religionsgeſellſchaften mit ihren Oberen iſt ungehindert, Die 
Bekanntmachung kirchlicher Anordnungen iſt nur denjenigen Beſchränkungen 
unte worſee welchen alle übrigen Veröffentlichungen unterliegen. h 

Artikel 6, Jeder Bundesangehörige hat das Recht, durch Wort, Schrift, 
Druck und bildliche Darſtellung ſeine Meinung frei zu äußern. Die Cenſur 
durf nicht eingeführt werden; die ſonſtigen die Preßfreiheit betreffenden Be⸗ 

mungen werden im Wege der Bundesgeſetzgedung erlaſſen. Alle Bundes» 
Bor en find: berechtigt, ſich ohne vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß 
fene Nene often in geſchloſſenen Räumen zu verſammeln. 

ecken, welche den Sr andesangehörigen baben das Recht, ſich zu ſolchen 

— Das Geſ geſeten nicht zuwiderlaufen, in Geſellſchaften zu ver: 
Abe a es regelt imSbejondere zur Aufrechthaltung der öffentlichen 
een Politiſche Vereine können Beſchrän⸗ 

fen meren, * 0 e. 7 Wege der Geſetzgebung unterwor⸗ 

Artikel 8. Das Briefgeheimniß iſt unverletzlich. ER 

chen Unterſuchungen und in Kriegefällen nothwendig S ne u 
durch die dee feſtzuſtellen. — Motiv: Se der weſent⸗ 
lichen Freiheiten. 

60 rader, als Antragſteller. — Unterſtützt durch: Baudiſſin, Bokel⸗ 

mann, Francke, Jenſen. 

| Anſtatt des Art. 3 folgende Beſtimmungen anzunehmen: Art. 3. Jeder 
Angehörige eines Bundesſtaates hat das Bundesbürgerrecht. Die ihm kraft 

deſſen zustehenden Rechte kann er in jedem Bundesſtaate ausüben. Dem Aus⸗ 
lande sn haben alle Bundesangehörige gleichmäßig Anſpruch auf den 


| 


Bun) ut. Jeder Bundesangebörige hat unter denſelben Vorausſetzungen 

wie der Einheimiſche das Recht, in jedem anderen Bundesſtaate ſeinen Auf⸗ 

enthalt und Wohnſitz zu nehmen, Liegenſchaften jeder Art zu erwerben und 

darüber zu verfügen, jeden Nahrungszweig zu betreiben, das Gemeindebürger⸗ 

recht zu gewinnen und 
1 


Aufenthalt und Wohnſitz durch ein Heimaths⸗Geſetz, dr für den Gewerbe: 
} trieb durch eine Gewerbe⸗Ordnung für das ganze Bundesgebiet feſtzuſetzen. 
Kein Bundesſtaat darf len ſeinen Angehörigen und anderen Bundes⸗ 
0 Üegern einen Unterſchied im bürgerlichen, peinlichen und Proceß rechte machen, 
4 eicher die Letzteren als Ausländer zurückſezt. Die Verträge, welche zwi⸗ 
den einzelnen Bundesstaaten in Beziehung auf Armenverſorgung, auf die 
| Uebernahme von Auszuweiſenden, die Verpflegung erkrankter und die Be⸗ 
erdigung beritorbener Staatsangehoriger beſtehen, bleiben bis auf Weir 
teres in Kraft. Hinſichtlich der Erfüllung der Militärpflicht im Verhältniſſe 
u dem ceimathslande wird im Wege der Bundesgeſetzgebung das Noͤthig⸗ 
eee 
Rai. j l * 4 6 ur‘ de 
Erontöbligerneh „zu streichen. — Kitz. pr 


7 8 EN 7 


freuen, | ft 


gegen ben f 


Der | All 


dies aber für] d 


u öffentlichen Aemtern zugelaſſen zu werden. 5 
Der eee bleibt es vorbehalten, nähere Bedingungen für den] 6 


1783 


[Das zweite Ey 8 der an den Reichstag eingegangenen 163, 938. 57. 69, 81. 1. 
N N ge: 90. 408, 29. 59. 510. 85. 628. 31. 35. 48. 90, 
usſchuß der freiſinnigen deutſchen Partei in Leipzig 954. 56,012 (50). 22. 134. 232. N 365. 70. 98 (60). 405. 56. 96. 


208. 9. 55. 309. 527. 86. 


Pee enthält folgende Anträ 
er 
(gez. K. Biedermann, Vorſitzender u. A.) beantragt mit Rückſicht darauf, daß 573. 


das königlich ſächſiſche Miniſterium des Krieges die Petition ſächſiſcher Stu⸗ 75. 


dirender der Univerſität Leipzig, die zum einjährigen Freiwilligendienſt tüch⸗ 96, 919. 37. 8g. 
tig befunden, darum gebeten hatten, behufs Fortſetzung ihrer Studien 523. 604. 9. 88 (50), 92. 751. 59. 
19 (50). 88, 313. 88. 412. 38. 61 (50). 505. 52. 688. 760. 


„98. 

60,024 (50). 38. 84. 139. 65. 80. 218. 26. 48. 55. 306. 13. 78. 83, 

der in einem andern Bundesſtaate weilende Sachſe nicht dort feiner Dienſt⸗ 442. 517. 624. 52. 71. 87. 725, 74. 90. 864. 917. 61. 67. 86. 61,020. 

158. 209 (1000). 70. 424. 83. 

148. 90. 

richten, daß ſchon jetzt und unerwartet künftiger Bundesgeſetzgebung dem be⸗ je N 99. 715. 805. 63,023. 28. 
. 90. 1. 41. 


ihr Dienſtjahr in Leipzig in einem der dort garniſonirenden preu⸗ 
ßiſchen Regimenter dienen zu dürfen, abſchlägig beſchieden hat und daß die 907 
Conſequenzen dieſer Miniſterial⸗Entſcheidung dahin führen würden, daß auch 


pflicht genügen könnte, und umgekehrt der Angehörige eines andern Bundes⸗ 


ſtaates nicht in Sachſen, „der Hohe Reichstag wolle fein Abſehen darauf] 53. 91. 


regten Uebelſtande Abhilfe verſchafft werde.“ 


2) Der ärztliche Dresdener Kreisverein (gez. Julius Arthur 75. 87. 227. 39. 50. 84. 317. 86. 410. 27. 35. 510. 25. 
247. 53. 65. 73. 373. 416. 58. 75. 85. 


Zinkeiſen, Dr. mod. zu Dresden) beantragt, bei Abſchnitt II., Artikel 3 der] 16. 
Bundesverfaſſung feſtſtellen zu wollen: „die in einem norddeutſchen Bundes⸗ 


aaten in gleicher Weiſe giltig und berechtigt einen jeden andern Arzt in 
dehnung, wie in dem Staate, in dem er die Prüfung beſtand, ohne daß ihm 


onnen werden darf“, 
[Zu den Amendements] Von dem Abg. Simon: Zu Artikel 21. 


t 820. 60. 61. 910. 24 (80). 25. 42. 49. 66. 
ftaate abgelegte ärztliche Staats⸗Prüfung iſt auch für alle anderen Bundes: — 1 7 91. 330. 538. 653. 747. 75 (50). 983. 67,049. 97. 
jedem andern Bundesſtaate zur Ausübung der Heilkunſt in derſelben Aus⸗ 98. 340 (660). 41. 51, 55. 69. 401. 20. 68. 575. 80, 
702. 12 (60). 13. 23. 42. 805. 22. 921. 41. 64. 80. . 43. 
bon Seiten des neugewählten Staates eine nochmalige Staatsprüfung ange⸗ — 91. „ e 69. 366 (50). 405. 528. 701. 64. 95. 97. 
. 86. 60. 90. 32. 
70,067. 213. 34. 313. 18. 422. 25. 57. 59. 74. 86. 526. 46. 613. 772. 


138. 47. 54, 292. 371. 89 2 


55,013, 7 ; 3 
710. 97. 805. 34, 81 (50). >) 


617. 18. 43, 45. 705, 44. 70. 800. 0. 
58,043. 66. 249. 51. 56 (50), 98. 334. 41 (100). 71. ; 
846. 83. 88. 923. 59,179 (100), 200. | 


* 
— 2 


* 
2 


526. 28. 78. 652. 72. 85. 92. 873. 62,046. 
300. 3. 10. 80. 84. 410. 53. 57 eo). g 

147. 99. 223. 51. 415. 20. 

931. 34. 64,012. 49. 130. 

685. 65,015. 

612. 13. 27. 28. 70. 90. 
66,020. 25, 51. 70. 110, 65. 


201. 58 (300). 


„ 


an nn 7 
DDr 


700. 17. 822. 34. 64. 80. 


1 


4 


526. 89. 94. 688. 717. 68,167. 235. 
610 (50). 68. 82. 
46. 81. 


308. 82. 90. 


Der Reichstag wolle beſchließen! den letzten Satz des Artikel 21 fo zu fallen: 73 (50). 78. 806. 26. 979. 71,067, 87, 154. 222. 82. 307. 71. 73. 401, 7. 


e Beamten im unmittelbaren Dienſte eines Staates, mit Ausnahme der 24. 26. 92. 579. 664. 73. 705, 67. 90. 878. 925. 39. 43. 55. 69. 72,025. 


Univerſitäts⸗Lehrer, Rechtsanwälte und Notare, ſowie alle Beamte im Dienſte 98. 195. 220. 59. 71. 351. 453. 93. 99, 564. 75. 93 (50), 609. 34 60. 2 


Bundes find nicht wählbar. 
[Eine Erklärung des Pfarrer Thiſſen.] 


tanen „Köln. Blätter“ greifen den Abg. Pfarrer Thiffen an, weil er 505. 41. 626.48. 65, 786. 3269. 800. 53 921. 35.123. 2. 228.49. 88. 


ſich der „conſervativen freien Vereinigung“ im Reichstage angeſchloſſen] 360. 98. 445. 531. 50. 52. 700. 87. 809. 39. 49, 75 (80). 924. 42. 76,128. 


86. 725. 44, 76, 97. 805 (50). + 
Die ultramon: | 63. 103 (50). 5. 42. 285. 92. 318. 46 (50). 88. 406. 35. 37. 99. 539. 648, FR 


14. 29, 925. 51 (60). 73,001. 26 
74,082. 153. 80. 90. 341. 462, 70, 


hat. Er ſelbſt rechtfertigt dieſen Schritt in einer dem „Frkf. Journ.“ 53. 324. 84, 414. 21. 594. 639. 74. 766. 803. 33. 79. 77.063. 91. 199. 209. 
zugeſandten Erklärung: Y Er 3 a > 2 611. 71. DR Sn 69; Be 5 2 — Fr 

„Die in der Beilage zu Nr. 71 des „Frankfurter Journals“ enthaltene | 235. 68. 523. 72. 688. 892, 79019. 100. 43. 214. 37. 72, 332, 92, 2 2 
Mitteilung aus Berlin, bon der Bildung "en katholiſchen Fraction unter | 683. 713. 17. 18. 81 (50). 882. 953, . 
en Mitgliedern des Reichstages, unter welchen ich namentlich genannt werde, 80,003. 207. 325. 61. 68. 68. 435. 74. 505. 606. 7 N. 8 + 


iſt nichts als eine leichtfertige, vielleicht temdenziöte Behauptung. Die bei 


dem Reichs Mitglieder katholi erkennen, d 400. 19. 37 (60). 

ichstag anweſenden 9¹ N tholiſcher Confeſſion er „daß ſie 105 15 37. rien 1 0 A 175. 201, 
Grund übereinſtimmender politiſcher Anſchauungen oder | 764. 75. 865. 83,125. 58. 95. . 31. 86. 
blos freundſchaftlicher Beziehungen zerſtreut zu Nabe Die größte Zahl der⸗ a 3 60 l. 9, 36. 742. 810. 48. 927. 73, 84.001, 62, 78. 


keine Sonderſtellung einzunehmen haben, und ſind daher unter den beſtehen⸗ 
den Fractionen au 


ſelben befindet ſich in der „conſervatiden freien Vereini ung“, welche nach 


dorausgegangenem Meinungsaustauſch keine Verbindlichkeit für die Abſtim⸗ 85,086 (50). 
Thiſſen, Mitglied 57, 203. 301. 

2 207. 303. 8. 11. 12. 63. 97. 401. 28. 38, 551. 79. 600, 1 

97. 719 (50). 
403. 8. 77. 501. 24. 54. 
59. 89,006. 39. 66. 73. 121. 28. 42. 47. 69. 86. 
518. 653. 78. 753. 851. 70 (50). 
90,091. 105. 63, 91 (50). 94. 224 (300). 64, 380, 
555. 72. 73. 692. 721. 68. 81. 91. 93. 91,006. 82. 92. 143. 


ar im Reichstage auferlegt. Berlin, 13, März 1867. 
des eichstags. 


Gewinn⸗Liſte der 3. Klaſſe 135. Nach preuß. Claſſen⸗Lotterie. 
Nach dem Bericht We cen Neue Königsſtraße 43, 
r. 
Nur die Gewinne über 45 Thaler ſind den betreffenden Nummern in 
Parentheſe beigefügt.) 

(Aus dem Berliner Fremden: und Anz.⸗Blatt.) . 

BE der heute angefangenen Ziehung find folgende Nummern gezogen 
n: 


5000 Thlr. fielen auf Nr. 29,056. 


76. 80. 


w 


39. 128. 30. 53. 237. 412 (80). 91. 566. 603. 44. 706. 809. 16. 25 (60), 


37, 99, 950. 1004, 120. 41. 48. 68. 77, 309. 426. 57. 74. 583. 85 
662. 98. 782. 856. 79 (50). 953. 2008. 67. 96. 121. 81. 
93. 441. 62. 527. 45. 603. 20 (50). 39. 69. 79. 749. 73. 91. 860. 965. 
69. 81. 3037. 141. 268. 305. 9. 18. 58. 90. 411 (60). 19. 35. 56. 69. 
75 (600). 530. 618. 31. 743. 56. 804. 14. 55. 79. 82. 939. 4025. 54. 
61. 99, 101. 73. 94. 211. 37. 84. 308. 50. 57 (50). 58 (60), 91. 
10, 35. 81. 96. 513. 64. 67. 621. 33. 62. 736. 964 (50). 72. 93. 99. 


Der ſtändigen Bürger⸗Repräſentation zu Frankfurt a. M. eröffne 

5057. 95 (60). 109 (50). 35. 78. 201. 35. 359. 70. 94. 426. 32. 63. 71.] das Mir durch eine Deputation überreichte en bon Mitte ne 
ö nats, daß, wenngleich die Auferlegung der Contribution gegenüber der Stadt 
809. 51. 79. 89. 933. BOHRER a. M. nach den Orundlägen des Kriegs: und Völker⸗Rechts voll⸗ 
ommen gerechtfertigt war, da 
enthaltenden Beſchluſſe vom 14. 
15. Juli den Entſchluß bekundet 
zu verharren: es doch nicht in Meinen landesväterlichen Intentionen liegen 
kann, den Wohlſtand einer deutſchen und nunmehr auch preußiſchen Stadt 
zu gefährden. Zur Aufklärung der Umſtände, unter denen eine ſolche Ges 
fährdung in Betracht kommen könnte, fol die Trennung der ſtädtiſchen Eins 
nahme⸗Quellen, Vermögens⸗Objecte und Schulden von denen des 
auf alle Weiſe beſchleunigt werden, 
butionsſchuld zu Laſten der Stadt oder des früheren 
fältige Erledigung 
daß die Geſammtheit oder ein Theil des Contributions⸗Betrages der Stadt⸗ 
Gemeinde zur Laſt fällt, ſo werde Ich darauf bedacht ſein, daß die Stadt 
Frankfurt nicht über das Maß binaus belaftet werde, welches mit der forte 
ſchreitenden Entwickelung ihres Wohlſtandes verträglich iſt. Daß letztere Mir 
bei einer geſchichtlich und volkswirthſchaftlich ſo hervorragenden Stadt wie 
Ben beſonders am Herzen liegt, davon wollen die Repräfentanten der⸗ 
elben ſich überzeugt halten. 

Berlin, den 11. März 1867. 
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Frankfurt, 16. März. 
ſchreibens Sr. Majeſtät des Königs], die Immediateingabe der 
409, ſtändigen Bürgerrepräſentation betreffend, iſt jetzt veröffentlicht worden: 


(gez.) 
An die ſtändige Bürger-Kepräjentation zu Frankfurt a. M. 


Mähr.⸗Oſtrau, 17. März. [Induſtrie. — Abnormität. — 
Bert chritt.] Der nervus rerum unſerer Gegend, die ſo lange brach gelegene 
ohleninduſtrie, be innt ſich endlich wieder zu bel, 

ſogar einen ſehr erfreulichen Aufſchwung genommen, ſo zwar, daß auf meh⸗ 
reren Gruben auch Sonntags gearbeitet wird — was in unſerem Staate 
„[gewiß ſehr viel ſagen will — und man dennoch nicht im Stande iſt, der 
u genügen. Dadurch ſind denn auch, wie leicht glaublich, alle 
eibungen verſchwunden. 5 1 u Ausnahme macht noch der 
„der Nordbahn⸗Geſellſchaft gehörige Schacht Nr. 1 

kein Preuße. — 
vollſtändig 
märkte, au 
barn beſtand. 
Provinz, ſowie der benachbarten Kronländer im vorigen Jahre 

weniger gelitten haben, hat die v. Müller ſche Sodafabrik zu Hruſchau fo 


Nachfrage 


nationalen 


urückkehren; dies beweiſen am beſten unſere Wochen⸗ und Jahr⸗ 


Correſpondent ganz über 


6 jabmen, ſelbſt wenn es aus Preußen käme. 12 meine die neuen 
Dieſelben ſind ganz nach preußiſchem 20 


ei Breslau, 14. Mär, 

geſtrigen vorausſichtlich der letzten debattirenden Verſammlung für dieſes 

Reſſourcenjahr bot der Fragekaſten einen vielfachen Inhalt, da ſowohl Fragen 

über die künftigen Concerte der Reſſoürce als über 

. 44 das deutſche Parlament, das Verhältniß der politiſchen 
„ligiöſen Frage, über die Einrichtung der 7 und beſonders über 

das Man zur Erörterung kamen. Der 

2.|exften Zettel einen Dank für das am Dienſtag den 12. ſtattgefundene Extta⸗ 

concert vor. Der Wunf e 

füllt bleiben müſſen, da die Verbältnifie feine 

ſtatten. Es wird nur noch auf Rechnung des Reſſourcendieners Hrn. Hoffmann 

ein Benefizconcert am 26. d. Mis. gegeben werden, zu dem die Mi 5 

Ba aer Eur und damit ſchließen auch die Concerte für das 

interhalbjahr. Es kn 7 

Sommerconcerte, eine Mache die von der Verſammlung 

ſitzung bereits erörtert worden w 0 

ſizende Hr. Kfm. Laßwitz mittheilt, verſchiedene Locale in Vorſchlag gekom⸗ 

men, der Springer ſche Garten, das Liebich'ſche Etabliſſement (3. Z. das In⸗ 

terimäthenter), e ade Ge ® 
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(gez.) Wilhelm. 
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eben, hat in neuerer 
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Trotz alledem will das frühere Vertrauen noch immer nicht 
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*. Debatte. Hr. Ahr betonte, 
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tung, ob groß, ob Hein? nebſt einem Artikel im „Schleſ. Morgenbl.“, wel⸗ 
cher 1 gegen die uſammenfaſſung großer Gebiete ausſpricht. Es 91 0 
ten fi daran die Herren Hofferichter, Joachim und Laßwitz und machte fü 
vorwiegend die Meinung geltend, daß zu enge Abgrenzung dieſer Bezirke faſt 
nur zu Privat⸗ und Particular⸗Verſammlungen führen werde, die ſowohl an 
Stoff als an geeigneten Kräften Mangel leiden würden; für die erſte Zeit ſei 
die Vereinigung mehrerer Bezirke eher zu empfehlen, da bei ſich herausſtellen⸗ 
dem Bedürfniß ſich genügend ſelbſtſtändige Antheile ja ſelbſt abzweigen können. 
Wer etwas weitere Wege ſcheue, verrathe Mangel an Intereſſe; in Berlin ſei 
man in dieſer Beziehung ſehr rege. — Was bezweckt die in Breslau 
egründete Baugenoſſenſchaft und wird dieſelbe lebensfähig 
7 lautete die nächſte Frage, welche Herrn Rechtsanwalt Brier Anlaß gab, 
zumächſt über Weſen, — 85 und Fortgang der im Jahre 1850 in 
England begründeten Baugenoſſen haften ausführlicher auszuſprechen, wo man 
in kleineren Geſellſchaften mit Sammlung von Beiträgen von 6 Pfd. Sterl. 
begann und aus dem Geſammelten Grund und Boden kaufte, bebaute und dann 
an Einzelne übergab, die dann aus der Genoſſenſchaft ausſcheiden mußten. Daß 
dieſe Genoſſenſchaften auf dieſe Art bald enden mußte, zumal da der Zutritt durch 
Nachzahlungen erſchwert war, ſei natürlich. Dann habe man derartige Genoſſen⸗ 
ſchaften mit kleinen Anzahlungen, mit Creditnehmen und Creditgeben, Landan⸗ 
kauf und Vertheilung deſſelben in Looſen gebildet, die ſich fo gemehrt haben, 
daß jetzt 200 ſolche Geſellſchaften beftehen, die 3 Millonen Pfd. Sterl. Eins 
nahme haben. Die einzelnen Geſellſchaften haben die Arbeit unter ſich com⸗ 
miſſionsweiſe getheilt. Die deutſchen Baugenoſſenſchaſten ſeien weſentlich 
Actiengeſellſchaften, doch hält Redner auch das engliſche Princip bei uns für 
durchführbar und e — Die nächſte Frage betraf die Stellung und 
ri oder vielmehr Nichtbetheiligung der in der Demokratie hervorra⸗ 
genden er/önlichteiten an der freireligidſen Gemeinde, während deren Anhän⸗ 
ger doch das lebhafteſte Intereſſe und die treueſte Mitwirkung an den volks⸗ 
thümlichen Beſtrebungen zeigen, reſp. den Zuſammenhang von Religion und 
Politik. — Die letzte Angelegenheit, die die Verſammlung in vielfacher a 
bung beſchäftigte, war das Theater, deſſen Zukunft 5—6 Fragen betrafen, 
von denen einige die dem Theater zum iederaufbau genehmigten Geldmittel, 
andere die Bedingungen, unter denen ſich die hieſige Commune betheiligt habe, 
und die Anforderungen betrafen, welche dieſelbe an ein Theater machen müfle 
wenn das Geld nicht im Intereſſe des Theater⸗Actienvereins, ſondern der 
Breslauer Einwohnerſchaft ieder werden ſolle. Die Herren Hofferichter 
und Hüllebrandt ſetzten hierbei beſonders auseinander, daß ein der Bres⸗ 
lauer aloe entſprechendes, als Bildungsmittel einzurichtendes Thea⸗ 
ter ein weſentliches Bedürfniß ſei und daß die Stadtverordnetenverſammlung 
die gewährten 100,000 Thlr., die ge noch nicht gezahlt ſeien, darum bewil⸗ 
ligt, aber an Bedingungen geknüpft habe, welche die Erreichung des Bildungs⸗ 
zweckes möglich machen und die vorzugsweiſe darin beſtehen, daß an die 
Spike des Theaters ein Mann trete, der fähig und gewillt ſei, dieſes Inſtitut 
als Bildungsmittel durch Aufführung klaſſiſcher Dichtwerke oder Opern zu ver⸗ 
wenden, nicht aber durch Jule und Spektakelſtücke oder fade, ſchlüpfrige Poſſen 
u einem Object bloßer Speculation auf Geldgewinn zu machen. Eine zweite weſent⸗ 
che Bedingung ſei das Aufhören des bisher noch beſtandenen Theater⸗Mo⸗ 
nopols, welches die jeweilige Theaterdirection zur Verhinderung jedes andern 
derartigen Unternehmens, ſelbſt in der weſentlich vergrößerten Stadt, berech⸗ 
tige und ermächtige. Concurrenz aber ſei ein vorzügliches Mittel, irrende 
aterdirectionen auf den rechten Weg zurückzuführen. Hr. Laß witz ſtimmte 
dieſen Ausführungen bei und führte zugleich auch die materiellen Vortheile 
an, welche ein gutes Theater in dem Zuzug und längern Aufenthalt don 
Fremden in der Stadt für deren Verkehr und die Gewerbetreibenden haben 
werde. In Zuſammenhang mit dieſer Frage ſtand folgende: „Iſt es einer 
Theaterdirection würdig und vortheilhaft, bei einer ihr mißliebigen, vielleicht 
nur mißverſtandenen Beſprechung ſeitens der Preſſe dem betreffenden Blatte 


ſofort den freien Eintritt zu entziehen ?*) Kann das Theater lange ohne Preſſe, 


oder die Preſſe lange ohne Theater leben? Sollten die Vertreter der hieſigen 
Preſſe ſolchen Maßregeln wie die Theaterdirection gegen das „Schleſ. Morgen⸗ 
blatt“ . gegenüber nicht ſolidariſch jede Beſprechung theatraliſcher Lei⸗ 
ſtungen einſtellen, um Hrn. R. in feiner Machtvollkommenheit über ihren Ein⸗ 
fluß zu belehren? Hr. Krauſe wünſchte, daß Letzteres geſchehen möge und 
hielt feinen Wunſch auch der Entgegnung Hrn. Hofferichters gegenüber 
aufrecht, da die von dieſem eingewendete Rückſicht auf Belehrung des Pub is 
kums allerdings zutreffend ſei, allein ein ſolches Gegenübertreten der Preſſe 
Hrn. R. baldigſt zur Einſtellung ſeiner Schritte bewegen werde, alſo jene 
Unterbrechung der Beſprechung theatraliſcher Leiſtungen unmöglich lange 
dauern könne. — Schließlich ſprach ein Zettel noch einen Wun i 
zweiten Vortrage Hrn. Dr. ©: 
deſſen Rückkehr aus Berlin mitzutheilen verſprach. 


— Breslau, 18. März. [Arbeiterverein.] Die am Sonnabend 
ſtattgehabte Verſammlung wurde von Hrn. Scheil mit einer Anſprache des 
Inhalts eröffnet, der Verein möge nunmehr, nachdem der definitive Vorſtand 
gewählt und conſtituirt iſt, in würdiger und gemeſſener Weiſe an das Werk 
sc e das er ſich ſelbſt auferlegt, und mit Hintanſetzung jeder kleinlichen Nüd: 


icht auf das gemeinſame Ziel losſteuern. Doppelt ſchwer fei die Aufgabe, 


es da man das Vorurtheil der übrigen Klaſſen gegen ſich habe, deren Achtung 


man ſich aber durch entſchiedenes Ausharren erringen werde. Redner berichtet 
odann, er fei mit dem Vorſitzenden des Berliner Arbeitervereins in per: 
Önlihen Verkehr getreten und habe von demſelben den Rath erhalten, der 
hieſige Verein möchte gleich dem dortigen die von Schulze⸗Delitzſch in 
ſeinem Arbeiter⸗Kat chismus aufgeſtellten Theorien (im Gegenſatze zu den 
Laſſalleſchen Anſichten) acceptiren; denn nur wenn der Arbeiter auf ſich ge⸗ 
ſtellt werde, könne er ſich in materieller und A Hinſicht emporſchwingen. 
Ferner überfandte der Vorſitzende des Berliner Vereins, Hr. R. Krebs, 
Statuten einer Spar⸗ und Darlehnskaſſe und einer Speiſegenoſſenſchaft für 
Arbeiter nebſt anderen Schriften, indem er bemerkt, daß in allen dortigen 
Verſammlungen ernſte, belehrende Vorträge die Hauptſache ſind. Nach Be⸗ 
‘ des Vorſtandes werden auch im hieſigen Verein die Lehrvorträge obenan 


ehen; man wolle die Anſichten erfahrener Männer auf politiſchem und volks⸗ 


. wirihſchaftlichem Gebiete kennen lernen, erſt dann werde man darüber klar 
ſein, welchen Weg der Verein zu betreten habe. Wenn möglich, wird ſich an 


jeden Vortrag eine Debatte knüpfen; dann iſt eine politiſche Wochenſchau 
eabſichtigt, namentlich über ſolche Weltereigniſſe, die für die Arbeiter von 
beſonderem Intereſſe find, und ſollen zu dieſem Behufe die wichtigſten Jour⸗ 
nale angeſchafft werden. Schließlich erinnerte Redner an die früheren Beſtre⸗ 
bungen Michl der Lohnfrage, die Schrift des Fabrikencommiſſarius Hof⸗ 
mann und die Erwiderung, welche Hr. Dr. Wilckens darauf in der Bres⸗ 
lauer Zeitung erthellte. Man wolle nun Hrn. Dr. W. einladen, daß er im 
Verein einen der erſten volkswirthſchaftlichen Vorträge halte. : 
Hierauf ſprach Hr. Ad. Weiß über die fociale Frage, deren Entwickelung 
er durch die berihiedenen Stadien der franzöfiihen Revolution ſeit 1789 und 
Proclamirung der Menſchenrechte bis zu den neueſten Beſtrebungen in Deutſch⸗ 
and verfolgte. In unſerem Vaterlande habe die Bewegung ſchon mit der 
Reformation begonnen und dem geduldigen, denkenden deutſchen Arbeiter ſei 
e Frage mit Ruhe zu disputiren, wie die letzten Ziele der 
humanen Bildung wahr gemacht und der großen Majorität von 72 Procent 
der Bevölkerung zu ihrem Rechte verholfen werden ſoll. Redner erachtet un⸗ 
ter den mannigfachen Syſtemen weder das der Staatshilfe noch das der Selbſt⸗ 
bilfe allein für ausreichend, beide müſſen verbunden werden. Mit vereinigten 
Kräften möge der Arbeiterſtand das Ziel anftreben und zwar ftufenmweie, 
nichl ſprungweiſe. Vor Allem empfiehlt ſich dle Tantieme der Arbeiter vom 
Reingewinn, inwieweit die Staats ilfe eintreten könne, bleibe der Zukunft 
überlaſſen. Nach der politiſchen Seite erklärte ſich Redner, indem er d 
National⸗Liberalen und Altliberalen als Gegner charakteriſrte, für die volle 
Einheit und Freiheit Deutſchlands. Die Blouſe ſolle wieder ein Ehrenkleid 
werben, wie am 17. März 1848, das ganze Volk den Adel bilden und die 
Beſten mögen feine Vertreter fein. (Bravo.) Es entſtand nun eine lebhafte 
E ee 
ſagte, durch Unterdrückung der ſocialen Frage entſte utionen. 
Hr. Kraecker gedachte der mannigfachen Seifen, durch welche den Arbeitern 
die Lebensadern unterbunden find; dahin rechnete er den Kaſtengeiſt, die 
Zünfte, die Aufnahme⸗ und Freiſprechegelder. Hr. Sieguſch erwähnte der 
Abelſtändigen Geſellenherbergen. Or Scheil bemerkte, die Selbſthilfe wäre 
in em Sinne nichts weiter als eine ſchöne Redensart; es gebe Tauſer de 
von tern, namentlich unter der ländlichen Bevölkerung, die ſich nicht 
ve helfen können, da müſſe die Staatshilfe eintreten, aber nicht von der 
egierung, ſondern von den beſſer geftellten Staatsbürgerklaſſen. Hr. Ahr 
wendete ſich gegen die Aeußerung des Vorredners, wonach die Arbeitgeber natür⸗ 
liche Gegner der Arbeiter wären. Hr. Hoffe richter ſprach für die Selbſt⸗ 
bilfe; eine leere Redensart ji diefelbe nicht, dafür bürge die Geſchichte. 
Ebenſo wie das Bürgenzum im Mittelalter ſich gegen den Adel erhoben, 
müſſe auch der be) = feine Angelegenheiten elbft in die Hand nehmen, 
und dazu bedürſe es beut nicht mehr der 4 175 er befreie ſich von der 
Bevormundung zunächſt durch Weiterbildung, wie ſie im gegenwärtigen Vereine 
angeſtrebt werde. Dies ſei as e. Nachdem Hr. Scheil noch⸗ 
mald auf die vielen mittellojen Ar bingewieſen, die völlig außer Stande 
find, die Selbſthilſe auszuführen, und demnächſt mehrere Redner die Errich⸗ 


5 = Hit beanntlic dem „Schleſ. Morgendlatte“ geſchehen. Der Ref. 
l n e 5 


ſch nach einem 
Stein's aus, den Hr. Laßwitz demſelben nach 
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tung eines Fragekaſtens befürwortet hatten, wurde die Versammlung ge⸗ 
ſchloſſen. 


FPoln.⸗Wartenberg, 17. März. [Vorſchuß⸗Verein.] Der jetzt 
— vorliegende Jahresbericht pro 1866 enthält folgende Details: Der 

rein zählt 502 Mitglieder. — Die Einnahme betrug 6115 Thlr. 25 Sgr. 
5 Bir die Ausgabe 563 Thlr. 4 Sgr. 11 Pf., mithin Guthaben⸗Beſtand 
5552 Thlr. 20% Sgr. — Der Reſervefond betrug 669 Thlr. 10 Sgr. 
11 Pf. — Der Verein ſchuldete ult. 1866: 1) Darlehen: 4917 Thlr. 
2% Sgr., 2) Spar⸗Einlagen: 17,895 Thlr. 1% Sgr. — An Vorſchüſſen 
ſtanden aus 28,268 Thlr. 1 Sgr. 11 Pf. — An Zinſen wurden 1866 ein⸗ 
genommen: 2769 Thlr. 14 Sgr. 1 Pf., verausgabt davon wurden: 
1) zur Deckung der Zinſen: a. für au enommene Darlehen: 448 Thlr. 
0% Sgr., b. für Spar⸗Einlagen: 823 Ar. 3% Sgr. 2) Zur Deckung der 
Geſchäftskoſten (incl. der Ausgabe für einen eiſernen Geldſchrank für 
105 Thlr.): 959 Thlr. 14% Sgr. 3) Dividende drei Mitgliedern ausge⸗ 
er und gutgeſchrieben (8%): 382 Thlr. 23 Sgr. 7 Pf. 4) Zum Reſerde⸗ 
ond genommen: 155 Thlr. 21 Sgr. 10 Pf. Summa: 2769 Thlr. 14 Sgr. 


— 


1 Pf. (balancirt mit der Zinien-Einnahme). — Depofita (Caution des Kaffirers | B 


600 Thlr. zu): 1651 Thlr. 17% Sgr. — Activa und Paſſiva betragen gleich: 
mäßig: 30,790 Thlr. 22 Sgr. 5 Pf. — Vorſchüſſe wurden von 5 bis 2000 
Thlrn. gewährt. — Berlufte hatte der Verein wenig; auch traten während 
der Kriegsperjode keinerlei Stockungen ein und konnte der Verein allen Ans 
ſprüchen prompt genügen. Dem Kaſſirer wurden 100 Thlr. an Gehalt zu⸗ 
gelegt, ſo daß er jetzt 400 Thlr. bezieht; dies wurde aber erſt durch das Loos 
entſchieden, denn die gleiche Anzahl der Stimmen war dafür, daß die Aus: 


ſchußmitglieder dies tragen ſollen, da fie das bedeutende Gehalt von % der 9 


inſen⸗Brutto⸗Einnahme beziehen. Da die Ausſchußmitglieder mit⸗ 
timmten, fo haben es die Abweſenden ſich ſelbſt zuzuſchreiben, wenn die 
Dividende dies Jahr noch kleiner ausfällt. — Excludirt wurden auf den An⸗ 
trag des Ausſchuſſes nicht 37, ſondern nur 13 Mitglieder, welche den Verein 
oder einen Bürgen in Schaden gebracht oder die Einzahlungen nicht fortgeſetzt 
haben. Laut Statut werden nämlich auch a rn ausgeſchloſſen, die es 
wegen Vorſchüſſen zur gerichtlichen Klage kommen laſſen. — Der Ausſchuß 
beſteht jetzt aus folgenden Herren: Beamtete: Vorſitzender Kreisrichter Eſch, 
Kaſſirer Wieczoreck, Controleur, Gerichts⸗Actuar Brinck, Schriftführer, 
Salarien⸗Kaſſen⸗Rendant Miethe. Beiſitzer: Kaufleute Guttmann, Ger⸗ 
lach, Hoffmann, Maler Ibſch, Kreisrichter Meißner und Rathmann 
Sobeck. — Neu creirt: Kreis⸗Ger⸗Secretür Berger und Kreis⸗Steuer⸗Ein⸗ 
nehmer Gallwitz als monatliche Kaſſenreviſoren. 


Brieg, 16. März. [(Communales] Mit der neugegründeten Leh⸗ 
teritelle an der hieſigen latholiſchen Elementarſchule tritt auch eine Gehalts⸗ 
Aufbeſſerung mehrerer ſtädtiſchen Lehrer ein, da nach den Grundſätzen, nach 
welchen die Gehaltsſcala für hie e Lehrerbeſoldungen normirt iſt, nur drei 
unterſte Stellen mit je 200 Thlr. Gehalt dotirt werden ſollen. Die ſtädtiſchen 
Behörden find demnach auch verfahren, und wird daber ein Aufrüden hieſiger 
Lehrer in ihren Gehältern inſoweit ſtattfinden, daß ſtatt der bisherigen 2 Ge⸗ 
haltsſtufen von je 350 Thlr. nun noch eine dritte ſolche gebildet wird, wo; 
durch 6 Lehrer eine Gehalts⸗Aufbeſſerung von je 25 Thlr. erhalten. — Die 
Anfrage an den hieſigen Magiſtrat, ob die Stadt bereit ſei, noch ein zweites 
Bataillon in Garniſon zu nehmen, event. in wie weit die Commune dieſem 
Project entgegenkommen wolle, verſetzt dieſelbe in manche Schwierigkeiten. 
So gern auch die Commune noch ein zweites Bataillon hier in Garniſon 
nähme, beſonders wenn damit die Ausſicht verbunden wäre, auch einen Stab 
mit einer Regiments⸗Kapelle zu erhalten; ſo dürfte doch das Opfer, falls zu 
dieſem Zweck die Erhöhung der ſogenannten kleinen Kaſerne um eine Etage 
und andere bedeutende Hauptreparaturen dieſes Gebäudes nothwendig wür⸗ 
den, und dieſe Bauten von der Commune allein beſtritten werden ſollten, 
ein ſehr erhebliches fein. Denn daß dazu ein Capital von 5000 Thlk. nicht 
ausreichen würde, wird ſelbſt von Sachverſtändigen zugegeben. Aus dieſem 
Grunde iſt dieſe Frage noch nicht ſofort bejaht worden, ſondern ſollen die 
ſtädtiſchen Behörden beabſichtigen, erſt in nähere Verhandlungen über die Be⸗ 
dingungen mit der Militärbehörde zu treten. — Auch unſere Straßenbereini⸗ 

ungs⸗Angelegenheit iſt in ein neues Stadium getreten, hat aber leider eine 

ſolche Geſtalt angenommen, von der wenig erſichtlich iſt, wie den Hausbe⸗ 
ſitzern dadurch eine Erleichterung ihrer Verpflichtungen gewährt werden ſoll, 
was aufrichtig zu beklagen iſt. — Um dem im Großen betriebenen Border: 
kauf (insbeſondere von Getreide) vor Beginn der geſetzlichen Marktſtunde an 
biefigen Markttagen zu fteuern, haben die ſtädtiſchen Behörden beſchloſſen, 
energiſchere Maßregeln zu ergreifen und wird von nun an bei jedem Thore 
an den Markttagen eine beſondere Auſſicht angeordnet werden. 


Breslau, 19. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. 4 3. U.⸗P. 3 F. — 3. 
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Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Wien, 19. März. Die „Neue fr. Preſſe“ meldet: Oeſterreich habe 
Preußen den öſterreichiſch⸗deutſchen Münzvertrag gekündigt. 

5 (Wolff's T. B.) 
Peſt, 18. März. In der Abendeonferenz der Deakpartei ſetzte 
Deak auseinander, daß die Berathung des ſiebenundſechziger Elabo⸗ 
rates nicht bis nach der Krönung aufgeſchoben werden könne, daß 
Annahme deſſelben unbedingt nothwendig, weil das Land ſonſt in 
den früheren Zuſtand zurückkehren müſſe. Deak rieth von Modiſica⸗ 

tionen ab. N (Wolff's T. B.) 
Paris, 18. März. Bei der Debatte über die Interpellation 
Thiers wurde nach den Reden Favres, Caſſagnacs, Thiers, Nouhers 
der Uebergang zur Tagesordnung mit 219 gegen 45 St. beſchloſſen. 

(Wolff's T. B.) 


Telegraphiſche Courſe und Börfennachrichten, 
Paris, 18. März, Nachm. 3 Uhr. Die Haltung der Börſe war matt. 
Die 3% 17. zu 69, 15 und wich ſchließlich Conſols von 
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Nordbahn 
ahn 209, 30. 
Gegen 


nEfurt a. M., 18. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
Schluß⸗Courſe: Preußiſche Naſſenſcheine 100% Ur. Berliner Wechſel 
104%. Hamburger Wechſel 88% Br. Londoner Wechſel 119%. Pariser 
Weckſel 94%. Wiruge Mefel 92 J. Finnland. Anleihe 83%. Neue Finnl. 
44 5 Wal. 7 5% Verein. Slaaten⸗ Anl. pro 1882 74. Oeſterr. 


Jamantheile 674. Mefierr. Credit ⸗Actien 171. Darmſt. Bankactien 207. 
Meininger Credit⸗Actien —. Oeſterr.⸗Franz.⸗ Staats- Eiſenbahn⸗Actien —. 
Oeſterr. Eliſabelbahn 110. Böhmiſche Weſtbahn —. Mhein⸗Nahebahn —. 


Lubmigspafen Bexbach 155%. Heſſiſche Tudwigsdahn —. Darmſt. Zettel 
bank —. Oeſterr. 5% fteuerfr. At 48%. 1854er Looſe 59%, 1860:r 
Loo 68, 1864er Loeſe 73% Br. Badische Looſe 53%. Kurheſſiſche Looſe 
55% Br. 5% öſterr. Anleihe von 1859 61 Oienerr. Nat.⸗Anl. 53%. 
5% Metalliques 46 Br. 4% & Metall. 40 . Baierſche Prämien⸗Anl. 99%. 

Ziemlich feſt, doch wenig belebt. N r l 
Hamburg, 18. März, Nachmittags 2 Uhr 80 Min. Fonds nach⸗ 
gem. Baluten ſehr feſt. Hamburger Staats⸗Prämien⸗Anleihe 90. Schluß 
ourſe: National⸗Anleihe 5444. Oeſterr. Credit⸗Actien 71%, Oeſterr. 1860er 
Looſe 67. Mericaner — Vereinsbank 109%. Norddeutſche Bank 120. 
Abeiniſche Bahn 116%, Nordbahn 80%. Atona » Kieler —. Finnland. 
—— 81%. 1864er Ruff. Prämien⸗Anſeihe 85%: 1808er Aufl. ger 
isconto 


14 per 6proc. Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 70%, 
Hemburg, 18. Mär), [Getreidemarktl. Weizen und Roggen 

Ioco höher gehalten, beſchranktes Geſchaft: auf Term 90 

pr. März 0 2 „Sit Bancothaler Br., 159% höher. Weizen 


5000 Pfd. Brutto 92 
91 Gld., pr. Frahjahr 90 Br., 89% Gld. Hafer ſehr e. el 10 
6%. ‚Spiritus unverändert. Kaffee ſtille. Zint 


Liverpool, 18. März, Mittags. 
Stei — 11, 90 e 40 11 
Dholler ‚ good middling fair Dholler ‚ midd Dholl 10%, 
RE e d d 

ian — olleneingang in die Häfen d ion b 
u: Woche ena 37,000 Ballen. e ren 


Paris, 18. März, Nachmittag 37 Uhr. NADEL pr. März 94, 50, pr. Mais 


x 


Baumwolle: 15,000 Ballen Umſatz. 


13%, middling Orleans 14%, fair 


* 
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30, vr, GevtemberDeyember 97, 00, Mehl mr. Mit 73, 8h, 


. Me Jen, 76, 25. Spiritus pr 
er London, 18. März. Getreidemarkt Sch 


b fubren Engliſcher Wei 1 8 3 
5 ering. i eizen 3 h. 1 

pen PR Preise 4 Sh. höher. Hafer 1 Sh. höher. — Naftaltes 
Amterdam 18, März. Getreidemarkt (Schlußbericht). Roggen au 

Termine 1% Fl. höher. R aps pr. April —, pr. October 69%. Natel 


r. Mai 37, pr. October⸗Dez. 39. 
4 Antwerpen, 18. März. Petroleum, raff. Type, weiß 48 Fres. per 100 Ko. 


Schluß⸗C 1 
antnnten 28 617 be Sg 


Breslauer Börſe vom 19. — 
err. National⸗Anleihe 


Ruſſiſch Bapiergeld 81 dez. Oeſterr. 
Rentenbriefe 92%, bez. Schleſ. Pfandbriefe 86% Br. i 
55% Br. Freiburger 137 bez. u. Br. Neiſſe⸗Brieger —. Oberſchleſ. Litt. 
A. und C. 187 Br. Wilhelmsbahn 55% Gd. Oppeln⸗Tarnowitzer 74% 
Br. Oeſterreich. Creditbank⸗Actien 72% —% ben. Schleſ. Bank⸗Verein 115 
r. 1860er Loose 67% Br. Amerikaner 77% bez. Warſchau⸗ Wiener 
63% Br. Minerva 37 Br. Baieriſche Anleihe 99 Gd. Italiener 


53% bez. 
datt: Breslau, 19. März. Preiſe der Cerealien. 
Festsetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 


Weizen, weißer 9458 90 888 Gerste 580 55 51-52 
W 3—95 90 85—88 Hafer 3-35 33 32 
Roggen 70—71 69 68 [Erbſen 63—66 59 54--Sa 


r., 9% Gd. 
Officiell gekündigt: — Ctr. Weizen. Ctr. Roggen. — Ctr. Hafer. 
2 Cr. Rapsluchen. — br. Rübsl. — Etr. Leinöl. 5000 Qrt. Spiritus. 


— — — — — 
Berliner Börse vom 18. März 1867. Ä 


Eisenbabn Stamm-Aotien 


4 Fonds- und deld-Course. 


Freiw. Staats-Anl. . 4 4½%/1 0 ½ 8. Dividende pro 1864. 1865, 
Staats-Anl. von 1859/5 103 % bz. 
dito 1850 5214 / dr. fAachen-Mastrich > 
dito 183304 1 6. Amsterd.-Rottd. | 7% "je 
dito 1854 4½/100½ ba. Berg.-Märkische 7 
dito 1855 4½ 100 ½ ba. Berlin Anhalt, . 110% 13 
dito 1856 100%, bz, erlin-Görlitz.. .| — — 
dito 1857 4½ 100 ½ bz dito St.- Prior. — — 
dito 1859 4½% 100 % bz rid 10 Ya 
dito 1884 4½ 100 ½% bz Berl.-Potsd.-Mad. 16 1 
Staats-Schuldscheine384¼½ ba. Berlin- Stettin. 7% 8 
Pram.-Anl. von 1868 313% B Böhm.-Westb. 6 
Berliner Btadt-Oblig r 99% 6. Breslau-Freib. . .| 84, 9 
„Kur- u. Neumärk. 3½78½ bz. Cöln- Minden. 15% | 179, 
© (Pommersche. 3177 1 br. Cosel-Oderberg. 214 
& Posensche E di — 
2 dito —.—— el 
& dito neue. 4 894, G. 5 
& (Schlesische. 31½ 86 J ba. 10 
. Kur- u. Neumärk. 4 91%, bz. 15 
(Pommersche 4 |91% ba. 20 2% 
E \Posensche.....- 4 90% B. 8 1 
5 (Preussische.... | 4 90 ½% ba, 3 7 
8 )Westph. u. Rhein. 4 2 0 B. 8613 1 
5 Sächsische * 98 B. — 91 bz. 
(Schlesische 4 19244 ba. 3705 94 bz. 
Louisd'or 111 ½ ba est. Bk. 70 bs. r — 
Goldkr. 9. 8144. |Poln.Bkn. 80 bz. 13% 1 lall6% ba 
12 1 br 
5 


Ausländische Fonds. 


2 22 


ba. G 

Oesterr. Metalliques.j5 2 n 

dito Nat, A. 110 75 

dito Lot.-A. v. 6004 1 

dito dito 64 2 1 2 

dito Her Pr.-A. 

dito Eisenb.-L. |— 75 335 bz. 
Ital. neue 5 prog. Anl. . a * . 

ran arschau-Wion.| Tui Bi De. 


110 — 4 


Bisenbahn-Prioritäts-Aotien. D 


: 
1 8 


Berg.-Märkische 41 140. 
dito II. 97 G. 22 mon 
dito le Stang lan, da 2 $ 
to v. . 0 1 
Cöln-Minden. ...... 99% 6. Fr 1,‘ 
de un Sum 6 82 n. 
45 . 94 * 8. 
dito 4141951, B. 1 8 
dito IV. 48 52. 4 s bi. 
dito v. 84½ 6, Öl 90 — 
Cog.-Oderb. (Wüh.) 4 82 ba. 1 
ae m Em 444 . 
al. Ludwigsb, .... 78½ G. 7 
Niederschl -Märk. la 00% 8 8 107 etw. ba 
dito conv./4 90 ½ ba. Pr 88 6. 
dito 10. — — — 6 an 
to f — — — * 
Ndschl. Zwelgb. L. C.|5 101 B. 61% 162¼½ ds, 
Oberschles. 4. 4 = “7% ba 
dito B. 5 ar Sn 4 83 ba. 
dito C. 4 (— —— 7 A 
dis 2 ein 75% 0 = 1 15 
t . 7 
dito Wurde. 22 715 5 B. 
* N 5 — u 
Oest.-Fran n. As b 
Sue ‚seh 2 de. 1 6 5 
R st. gar 408 G. 51 ba. 
Rhein-Nahe-B, gar. 95% bz 1 
Berlin, 18. März. Roggen loco 78—79pfo, 5554 Thlr., geringer 
— + * 77 
7% Thlr. ab Bahn bez. — Rübdl loco 


fa Thlr., 78—83djo. 55% 
flaſſiges 11% Thlr. Br., gefrornes 114% Thlr. bez. — Spiritus loco 
obne Faß 17H, Thlr. bez., pro März und März⸗April NR Thlr. bez., 
April⸗Mai 16, — , Thlr. bez., Br. und Gld., Mai⸗Juni 16% — “ Thlr. 
bez., Juni⸗Juli 174 — 7 Thlr. bez., Juli⸗Aug. 17 4 Thlr. bez. 


9 Breslau, 19. März. Wind: Oft, Wetter: Trübe. Thermometer 
Früh 5 Grad Kälte. Bei vorherrſchend feſter Stimmung waren Preiſe theil⸗ 


weiſe neuerdings höher, da die Kauflust für alle Getreidearten ſich mehr oder 
minder rege zeigte. ! 
Weizen blieb in ſchwerer Waare gut beachtet, pr. 84 Bin, ſchleſiſcher 
weißer 82—96 Sgr., gelbe: 82—95 Sgr., felnſte Sorte 2 — 3 Sgr. über 
Notiz bezahlt, galiziſcher und polniſcher weißer 81—95 Sgr., gelber 81— 
94 Sgr., feinſte Sorte über Notiz bezahlt. — Roggen in feſter Haltung, pr. 
1 Pfd. 68—71 Sgr., feinne Sorten über Notiz bezahlt. — Gerft 
behauptet, pr. 74 Pfd. helle 58 bis 60 Sgr., gelbe 48—54 Sgr 
Sorten über Noti bezahlt, — Hafer gefragt, „ 50 Pfd. 32—34 
feinfte Sorten 35 Sgr. bezahlt. — Erbſen ſtark offerirt. — Wicken 9 
rirt. — Delfaaten gut beachtet. — Kupinen ſchwach beachtet, pr. 50 Md. 
gelbe 40 — 45 Sgr., blaue 40—44 Sgr. — Schleſiſche Bohnen wenig bes 
achtet. — Schlag lein gefragt. — Napskuchen mehr beachtet, 50 bis 
52 Sgr. pr. Eine, 


1 Thaler bis 
Af 
270 


Oberhemden und Nachthemden, A 15 Sgr., 20 Sgr., 
2% Thlr. empfiehlt J. Cohn, Simiebebrüde Nr. 12. Auswärtige 
werden gegen Poſtvorſchuß prompt effectuirt. 


Dberhemden, A 25 Sgr., 1 Thlr., 1%, 2 und 2% Thlr. [2650 
M. RNaſchkow, Leinwand andlung, Ehe ehräde Nr. 10, 


Reſtauration 2 


von C. Piorkowsky, Breslau, Ning Nr. 15, Becherſeite, 1. Etage 

er in Saufe neo. e Seren Mi Wentzel, 4 
ner genei * 

Frühstück, Mittagtiſch im Nbonnement und & la carte, 8456] 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 


Dru dan Grab, Barth und Comp: (MB. Üriebrih) in Breslau. 


